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 Zielsetzung und Anlass des Vorhabens 

Die Frage der zukünftigen Regelung des Verkehrs mit Menschen und Gütern gilt als eine der großen 
Herausforderungen moderner Gesellschaften. Der Kern des Problems liegt in einer zu langen Konzentration 
der Verkehrspolitik auf der Förderung des privaten Automobils. In den Kommunen spitzt sich diese Situation 
besonders zu, da hier einerseits „vor Ort“ der Problemdruck sehr stark ist, die Optionen zu Veränderungen 
der gesetzlichen Regelungen wie das Straßenrecht, das Straßenverkehrsrecht, die 
Straßenverkehrszulassung oder auch das Personenbeförderungsgesetz in der Verantwortung des Bundes 
liegen. Den Kommunen fehlen zudem die Kompetenz und Kapazität, bereits bestehende Alternativen zum 
privaten PKW zu etablieren. Genau hier setzte das Vorhaben des Verkehrswendebüros an: Kommunen 
sollten mit Hilfe des Verkehrswendebüros in die Lage versetzt werden, in ihrem unmittelbaren 
Einflussbereich Maßnahmen einleiten zu können, die die Zahl der zugelassenen Fahrzeuge, sowie die damit 
gefahrenen Personenkilometer um 50 Prozent innerhalb von 5 Jahren reduzieren. Mit dem übergeordneten 
Ziel, einen Beitrag zur Reduktion der KFZ-Flotte, sowie der gefahrenen Personenkilometer in Deutschland 
zu leisten, wurden während des Projektes Kommunen unterstützt Verkehrswendemaßnahmen zu 
ergreifen. Zudem wurden am Ende des Projektes Bewertungen und Empfehlungen für Verkehrswende-
Modellvorhaben in Kommunen generiert.  
 
Darstellung der Arbeitsschritte und der angewandten Methoden 

Das Projekt wurde in unterschiedliche Arbeitspakete (APs) unterteilt. In der Phase der Projektetablierung 
und –Definierung (AP 1) wurde ein Beirat (Allianz Verkehrswende) gegründet, der langjährige 
Erfahrungen aus unterschiedlichen Verkehrswende-Projekten und –Richtungen bündelt. Diese baten den 
Kommunen durch ihre geschulten Fertigkeiten eine unabhängige und operative Hilfestellung. Zudem 
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wurden drei Modellkommunen aus unterschiedlichen Raumtypen ausgewählt, die im Projekt 
Unterstützung erhielten, um die Dominanz des privaten Verbrennerfahrzeugs zu reduzieren: Bei den drei 
Vorhaben handelte es sich um die Gemeinde Gingst auf Rügen (ländlicher Raum), die Stadt Drolshagen 
sowie dessen Nachbarstadt Lennestadt (Zersiedlungsgebiet) und die Stadt Leipzig (Städtischer Raum). 
Hier begleitete das Verkehrswendebüro in einem iterativen Prozess die lokalen Akteure bei der 
Verfahrensaufbereitung und unterstützte sie mit Vorlagen und Beratungen u.a. bei Bewerbungen für 
Fördermittel, Bürgerbefragungen und Beteiligungsprozessen (AP 2.1 und 3.1). Dies wurde in drei Schritte 
unterteilt: Durch Interviews und Sondierung der jeweiligen Kontexte wurden Bestandsaufnahmen der 
größten kommunalen Probleme bei der Umsetzung von Maßnahmen für die Verkehrswende identifiziert 
(AP 2.1). Im zweiten Schritt (AP 3.1) wurden gemeinsam mit den Akteuren Lösungsvorschläge erarbeitet 
und abgestimmt. Die Lösungen wurden im dritten Schritt vorbereitet und die Akteure wurden bei der 
Umsetzung dieser unterstützt. Die Arbeit des Verkehrswendebüros stützte sich hierbei auf die 
Wichtigkeit eng mit lokalen Akteuren zusammenzuarbeiten und die spezifischen Kontexte mit 
einzubeziehen. Daher wurde der Prozess immer wieder an den Kontext angepasst und auch die 
Schwerpunkte in den Projekten änderten sich in den ersten Projektphasen dementsprechend. Des 
Weiteren wurde ein multimedialer „Baukasten“ (AP 3.2) mit spezifischen Werkzeugen für die Realisierung 
klimafreundlicher Realitäten in den drei unterschiedlichen Raumtypen erstellt. Für das letzte 
Arbeitspaket, das eigentlich einen Workshop zu bereits bestehenden Modellvorhaben der 
Elektromobilität und eine damit einhergehende Auswertung von Erfahrungsberichten beinhalten sollte, 
wurde (unter anderem bedingt durch die COVID-19 Pandemie) eine Übersicht über bereits durchgeführte 
Modell-Projekte bzw. Bundesförderprogramme (2011-2018) erstellt (AP 2.2). 

Deutsche Bundesstiftung Umwelt    An der Bornau 2    49090 Osnabrück    Tel  0541/9633-0    Fax  0541/9633-190    http://www.dbu.de 

 

Ergebnisse und Diskussion 

Das konkrete Ziel des Verkehrswendebüros war die Unterstützung der Kommunen. Zum einen sind der 
Baukasten und die Übersicht zu den Bundesförderprogrammen auf der Website des Projektes 
(https://www.verkehrswendebuero.de) zentrale Ergebnisse: Diese dienen dazu, den Kommunen zu 
helfen, lokale Lösungen zu realisieren. Die Maßnahmen sind auch über das Projekt hinaus für alle 
Kommunen hilfreich, die Verkehrswendemaßnahmen ergreifen wollen, und die Website, als auch die 
Daten selbst, sollen auch nach Projektschluss für interessierte Akteure weiterhin zugänglich bleiben. Der 
Baukasten wurde öffentlich für Kommunen zugänglich gemacht. Zusätzlich hierzu wurde das 
Verkehrswendebüro von weiteren Kommunen (u.a. Garmisch-Partenkirchen, Schondorf am Ammersee, 
Eisenach und Wartburgkreis, Gera) gebeten, sie bei der Projektplanung und -Umsetzung von 
Mobilitätsprojekten zu unterstützen. Die zusätzliche Erstellung eines rechtlichen Gutachtens zu dem 
Beschluss des Bundesverfassungsgerichtes zum Klimaschutz (März 2021) konnte die Auswirkungen der 
Entscheidung auf den Verkehrssektor und den Verwaltungsspielraum in den Kommunen deutlich machen 
und folglich Kommunen weitere Möglichkeiten zum Umsetzen nachhaltiger Mobilität aufzeigen. Das 
Gutachten wurde im Anschluss auf einer Online-Veranstaltung an kommunale Akteure und die breite 
Öffentlichkeit weitergetragen (https://wzb.eu/de/veranstaltungen/wie-veraendert-der-beschluss-des-
bverfg-die-gestaltungsmoeglichkeiten-der-kommunen-im-bereich-der). Zentrale Ergebnisse gingen zum 
anderen großteils aus der konkreten Unterstützung und Beratung der drei Modellkommunen hervor: Es 
wurden drei Verkehrswende-Konzepte ausgearbeitet, bei denen das Verkehrswendebüro die Kommunen 
zudem in der Umsetzung unterstützte. Somit wurde in Gingst die schlechte Radwegeinfrastruktur als 
Hauptproblem identifiziert und Unterstützung bei Förderanträgen zum Radwegausbau durch das 
Verkehrswendebüro gewünscht. In Lennestadt/Drolshagen wurde bei der Ausschreibung für eine 
Ridepooling-Plattform, als auch beim Aufbau eines (teil-)automatisierten Shuttles als Regelbetrieb des 
ÖPNV unterstützt. In der Stadt Leipzig wurde dem Wunsch für den Aufbau eines KFZ-armen 
Mobilitätskonzepts in einem neuen Quartier, als auch der Unterstützung bei der Akzeptanz der Leipziger 
Bevölkerung zum Thema nachgegangen. In allen drei Kommunen wurden Konzepte entwickelt, als auch 
die Diskussion und das Thema im lokalen politischen Diskurs etabliert. In fast allen Kommunen konnten 
bis Projektende Erfolge mit Aussicht auf langfristige Verstetigung verortet werden, welche sich auch nach 
Projektende weiter verfestigen. In Gingst wurde der ursprünglich angedachte Förderantrag aufgrund von 
Schwierigkeiten auf Verwaltungs- und kommunalpolitischer Ebene nicht finalisiert. Stattdessen konnte 

https://www.verkehrswendebuero.de)/
https://wzb.eu/de/veranstaltungen/wie-veraendert-der-beschluss-des-bverfg-die-gestaltungsmoeglichkeiten-der-kommunen-im-bereich-der
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auf der Nebeninsel Ummanz ein Antrag für den Ausbau von Radwegen eingereicht werden. Nach 
Projektende wurde der Antrag der Insel bewilligt, was einen Ausbau der dortigen Fahrradinfrastruktur 
garantiert. Lennestadt/Drolshagen gewann die Ausschreibung mit einer Ridepooling-App und ein 
autonomes Shuttle (SAM) konnte in den Probebetrieb starten. Zusätzlich wurden dort durch die 
Unterstützung des Verkehrswendebüros weitere Kooperationen und Projektideen angestoßen, die auch 
nach Projektende weiterverfolgt werden: Gemeinsam mit Vertreter*innen der lokalen Kommune, dem 
E.ON Konzern und Wissenschaftler*innen aus dem Verkehrswendebüro soll z.B. ein nachhaltiges 
sektorengekoppeltes Quartier entwickelt werden. Leipzig konnte die Quartierspläne nicht fortsetzen, da 
das geplante Grundstück verkauft wurde und die aktiven Akteure vor Ort wechselten. Es wurden 
allerdings Bürgerbefragungen durchgeführt, die die Kommune dabei unterstützten die Bevölkerung zu 
verstehen und gemeinsam nach weiteren Lösungen für die Mobilitätswende zu suchen. Durch die Arbeit 
des Verkehrswendebüros wurden die Kommunen (und dies auch außerhalb der APs) bei konkreten 
Umsetzungs-Schritten unterstützt. Die gesetzten Ziele wurden demnach erreicht, der Arbeits- und 
Zeitplan konnte weitgehend eingehalten werden. Die Kosten waren angemessen kalkuliert. Inwiefern das 
übergeordnete Ziel –die Reduktion der PKWs und der gefahrenen Personenkilometer um 50%- erreicht 
wurde lässt sich erst bei langfristiger Verstetigung der Projekte in den nächsten Jahren sagen.  

Öffentlichkeitsarbeit und Präsentation 

Das Projekt wurde medial durch eine eigene Website und einen Twitter-Account 
(https://twitter.com/Verkehrs_wende) repräsentiert. Dort finden sich neben den Projektdetails, dem 
Baukasten und den Kontaktdaten auf der Website auch monatliche Beiträge und Stellungnahmen zu vielen 
für die Verkehrswende relevanten Themen. Hierzu wurde eine Kooperation mit dem KLIMAREPORTER 
vereinbart (https://www.klimareporter.de/tag/serie-kurswechsel), welcher genau das Klientel im Umfeld 
der Kommunen anspricht und diese dadurch bei der Meinungsbildung unterstützen kann. Das 
Verkehrswendebüro hat sich zudem digital in zwei Veranstaltungen auf der micromobility (Hannover) 
präsentiert und an zahlreichen Vernetzungstreffen teilgenommen (u.a. mit Kompetenznetz Klima Mobil). 
Zudem wurde gemeinsam mit der DBU der DBU Online-Salon zum Thema Mobilität „Impulse und 
Umsetzungspraxis für eine nachhaltige, kommunale Verkehrswende“ veranstaltet 
(https://www.dbu.de/550artikel38979_2440.html), welcher eine große Reichweite hatte. Im Anschluss an 
das Projekt wird es auch eine Veröffentlichung in Form eines Diskussionspapiers geben. Dieses soll neben 
der Projektbeschreibung auch wertvolle Erkenntnisse aus der Arbeit mit den Modellkommunen für 
Kommunen und andere Projekte mit ähnlichen Vorhaben enthalten.  
 
Fazit 
 
Das vorgesehene Arbeitsprogramm konnte inhaltlich umgesetzt werden und der praktische Nutzen der 
Arbeit des Verkehrswendebüros wurde erreicht. Allerdings hat sich vor allem durch die Arbeit mit den drei 
Kommunen gezeigt, dass die Verkehrswende trotz Unterstützung des Verkehrswendebüros in den 
Kommunen teilweise schwer umzusetzen war –vor allem, wenn gewisse Rahmenbedingungen nicht 
gegeben waren. Bezogen auf die Modellkommunen stehen alle drei Projekte beispielhaft dafür, dass 
Verkehrswende-Projekte auf kommunaler Ebene in unterschiedlichen Raumtypen schwierig zu realisieren 
sind und die politische Unterstützung der kommunalen Verantwortlichen benötigen. Zusätzlich sind die 
Verwaltungshürden weiterhin groß und Kommunen benötigen weit mehr Unterstützung als anfangs 
angenommen. Konkrete Beihilfe der Akteure der Zivilgesellschaft und der Verwaltung, wie die des 
Verkehrswendebüros, kann eine Anschubunterstützung sein, hilfreich für die Kommunen ist aber eine 
weitere punktuelle Begleitung und die Förderung von weiteren Projekten, durch die eine solche 
Unterstützung möglich ist. 
 

Deutsche Bundesstiftung Umwelt   An der Bornau 2    49090 Osnabrück    Tel  0541/9633-0    Fax  0541/9633-190    
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Zusammenfassung  

Im deutschen Verkehrssektor steigt der CO2-Ausstoss und auch die Zahl der zugelassenen KFZ weiterhin 
an. Der Kern des Problems liegt hier mitunter in einer zu langen Konzentration der Verkehrspolitik auf 
die Förderung des privaten Automobils. Die bundesweiten gesetzlichen Regelungen (wie das 
Personenbeförderungsgesetz oder das Straßenverkehrsrecht) machen es besonders auf kommunaler 
Ebene schwer, die in der Forschung erprobten innovativen Mobilitätslösungen zu implementieren, da 
es hier an Kompetenz und Erfahrung fehlt. Dabei sind es gerade die Kommunen und kleineren 
Verwaltungseinheiten, die bei der Umsetzung der Energie- und Verkehrswende eine bedeutsame Rolle 
spielen und diesen nachhaltigen Wandel aktiv gestalten könnten.  
 
Hier setzte das Projekt Verkehrswendebüro an, das es sich, gefördert durch die Deutsche 
Bundesstiftung Umwelt (DBU), zur Aufgabe gemacht hat Kommunen, regionalen Verbünden und 
Organisationen eine unabhängige, erfahrene und operative Hilfestellung zu bieten und sie bei der 
Konzipierung und Umsetzung von ambitionierten Vorhaben der Verkehrswende zu unterstützen. 
Übergeordnetes Ziel war dabei die Reduktion der KFZ-Flotte und der gefahrenen Personenkilometer in 
den jeweiligen Regionen, als auch Bewertungen und Handlungsempfehlungen für das weitere Vorgehen 
der Verkehrswende in Kommunen zu generieren. Das Projektpersonal -unter anderem unterstützt 
durch den Beirat, der sich zur sogenannten Allianz Verkehrswende zusammenschloss, setzte sich aus 
Personen und Organisationen zusammen, die über eine hohe Expertise im Bereich Elektromobilität und 
Verkehrswende verfügen und in den letzten Jahren unterschiedliche Modellvorhaben in diesem Bereich 
konzipiert und mitgestaltet haben. Dieser Erfahrungsschatz mit Verwaltungshürden, als auch 
Ergebnissen aus F&E sollte für die Kommunen zugänglich gemacht werden. Dabei wurde das 
übergeordnete Ziel verfolgt, einen Beitrag zur Reduktion der KFZ-Flotte in Deutschland zu leisten.  
 
Die Hilfestellung für die Kommunen erfolgte durch unterschiedliche Arbeitspakete. Die darin 
enthaltenen Maßnahmen wurden maßgeblich durch die COVID-19 Pandemie geprägt, somit mussten 
einige Projektinhalte dementsprechend angepasst bzw. abgeändert werden. Das vorgesehene 
Arbeitsprogramm konnte dennoch inhaltlich umgesetzt werden und der praktische Nutzen der Arbeit 
des Verkehrswendebüros wurde erreicht. Diese gliederte sich wie folgt:  
 
In einer Projektlaufzeit von 12 Monaten (diese wurde auf 16 Monate verlängert) wurden nach einer 
Phase der Projekt-etablierung und -Definierung (AP1) drei Pilot-Projekte auf Kommunalebene aus 
unterschiedlichen Raumtypen (ländlicher Raum, (Zer-)Siedlungsgebiet & städtischer Raum) unterstützt 
(AP 2.1 und 3.1), in denen sich ein konkreter Handlungs- und Nachfragebedarf für eine Veränderung 
bestehender Mobilitätsstrukturen ergeben hatte. Bei den drei Vorhaben handelte es sich um die 
Gemeinde Gingst auf Rügen (ländlicher Raum), die Stadt Drolshagen sowie deren Nachbarstadt 
Lennestadt (Zersiedlungsgebiet) und die Stadt Leipzig (Städtischer Raum). Hier begleitete das 
Verkehrswendebüro die lokalen Akteure bei der Verfahrensaufbereitung und unterstützte sie mit 
Vorlagen und Beratungen bei Bürgerbefragungen und Beteiligungsprozessen. Durch die enge 
Zusammenarbeit mit den Partner*innen vor Ort veränderte sich die anfängliche Schwerpunktsetzung 
der einzelnen Regionen während des Prozesses. Somit wurde in Gingst die schlechte 
Radwegeinfrastruktur als Hauptproblem identifiziert und Unterstützung bei Förderanträgen zum 
Radwegausbau durch das Verkehrswendebüro gewünscht. Lennestadt/Drolshagen wurde bei der 
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Ausschreibung für eine Ridepooling-Plattform, als auch beim Aufbau eines (teil-)automatisierten 
Shuttles als Regelbetrieb des ÖPNV unterstützt. In der Stadt Leipzig wurde dem Wunsch für den Aufbau 
eines KFZ-armen Mobilitätskonzepts in einem neuen Quartier, als auch der Unterstützung bei der 
Akzeptanz der Leipziger Bevölkerung zum Thema nachgegangen. In allen drei Kommunen wurden 
Konzepte entwickelt, als auch die Diskussion und das Thema im lokalen politische Diskurs etabliert. In 
fast allen Kommunen konnten bis zum Projektende Erfolge mit Aussicht auf langfristige Verstetigung 
verortet werden. Zusätzlich hat die Arbeit in und mit den drei Regionen Kooperationen und 
Projektplanungen losgetreten, die weit über das Projektende des Verkehrswendebüros hinausgehen. 
Des Weiteren wurde ein multimedialer „Baukasten“ (AP 3.2) mit spezifischen Werkzeugen für die 
Realisierung klimafreundlicher Realitäten in den drei unterschiedlichen Raumtypen erstellt. Dieser 
wurde öffentlich für Kommunen zugänglich gemacht. Das Arbeitspaket umfasst zusätzlich ein 
rechtliches Gutachten für das Urteil des Bundesverfassungsgerichtes zum Klimaschutz (März 2021) und 
zu den Auswirkungen der Beschlüsse auf den Verkehrssektor und den Verwaltungsspielraum in den 
Kommunen. Für das letzte Arbeitspaket, das eigentlich einen Workshop zu bereits bestehenden 
Modellvorhaben der Elektromobilität und eine damit einhergehende Auswertung von 
Erfahrungsberichten beinhalten sollte, wurde Corona-bedingt und aufgrund der unzugänglichen 
Informationen eine Übersicht über bereits durchgeführte Modell-Projekte bzw. 
Bundesförderprogramme (2011-2018) erstellt (AP 2.2). Zusätzlich zu den Arbeitspaketen beriet das 
Verkehrswendebüro Anfragen aus weiteren Kommunen unterschiedlicher Raumtypen bei konkreten 
Projektvorhaben der Verkehrswende. Das Projekt wurde zusätzlich durch eine gemeinsam mit der DBU 
organisierten Abschlussveranstaltung publik gemacht. 
 
Durch die Arbeit des Verkehrswendebüros wurden Kommunen nicht nur konkret bei der Umsetzung der 
Verkehrswende unterstützt, sondern es ließen sich auch wichtige und interessante Erkenntnisse für den 
weiteren Ausbau der nachhaltigen Mobilität auf kommunaler Ebene gewinnen: Zusammenfassend 
zeigte sich, dass die ursprüngliche Zielstellung einer deutlich reduzierten KFZ-Flotte in allen drei 
Raumtypen nur schwer zu erreichen ist. Die kommunalen Verwaltungshürden, die bereits vor dem 
Projektstart identifiziert wurden, erschweren teilweise trotz Hilfestellung und kommunalem 
Engagement die Umsetzung der Verkehrswendevorhaben. Neben einzelnen Treiber*innen vor Ort muss 
auch der politische Wille vorhanden sein, durch den wiederum Handlungsanleitung und -rahmen für die 
Verwaltung vorgeben und politische Verantwortung übernommen wird. Konkrete Unterstützung der 
Akteure der Zivilgesellschaft und der Verwaltung, wie die des Verkehrswendebüros, kann eine 
Anschubunterstützung sein, hilfreich für die Kommunen ist aber eine weitere punktuelle Begleitung.  
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1. Anlass, Zielsetzung und Konzeptioneller Hintergrund des Vorhabens  

1.1  Anlass und Zielsetzung des Verkehrswendebüros  
 

Die Frage der zukünftigen Regelung unserer Mobilität und eine damit einhergehende Reduktion der 
CO2-Emmissionen gilt als eine der wichtigsten Herausforderungen für die Energiewende. Im deutschen 
Verkehrssektor steigt der CO2-Ausstoss und auch die Zahl der zugelassenen KFZ weiterhin an. So hat 
der PKW-Verkehr zwischen 1995 und 2018 um knapp 14 % zugenommen1 und gilt weiterhin als 
zentrales Problem der Verkehrswende. Zwar gibt es schon eine Vielzahl von Forschungs- und 
Entwicklungsprojekten im Bereich nachhaltige Mobilitätslösungen, wie z.B. Sharing-Angebote, 
allerdings fällt es deutlich schwer diese zu etablieren. Hier spielt die Hürde der gesamtgesellschaftlichen 
Akzeptanz, aber vor allem auch die dahinterstehende Verkehrspolitik eine große Rolle: Von 
Steuergesetzgebung über städtische Verkehrsinfrastruktur bis zur Straßenordnung -die Förderung des 
privaten Automobils stand immer an vorrangiger Stelle (Canzler, Knie & Ruhrort, 2019). Der Kern des 
Problems liegt also in einer zu langen Konzentration der Verkehrspolitik auf der Förderung des privaten 
Automobils. Im Ergebnis wächst die Zahl der zugelassenen KFZ daher weiter beständig an und erreicht 
alleine in Deutschland die Zahl von 47 Mio. Einheiten. Mehr als 99 Prozent des Bestandes sind 
Fahrzeuge, die mit Verbrennungskraftmaschinen ausgestattet sind. Im Sektor Verkehr können weder 
die Pariser Klimaziele, noch die Grenzwerte für die Stickoxidschadstoffe eingehalten werden. Die hohe 
Zahl von Fahrzeugen okkupiert zudem immer mehr öffentliche Flächen. Die bundesweiten gesetzlichen 
Regelungen (wie das Personenbeförderungsgesetz oder das Straßenverkehrsrecht) machen es 
besonders auf kommunaler Ebene schwer die in der Forschung erprobten innovativen 
Mobilitätslösungen zu implementieren, da es hier an Kompetenz und Erfahrung fehlt. Dabei sind es 
gerade die Kommunen und kleineren Verwaltungseinheiten, die bei der Umsetzung der Energie- und 
Verkehrswende eine bedeutsame Rolle spielen und diesen nachhaltigen Wandel aktiv gestalten 
könnten. Auf der einen Seite benötigt die Energie- und Verkehrswende auch einen gesellschaftlichen 
Wandel und eine Akzeptanz und Etablierung der neuen und nachhaltigen Mobilitätslösungen. Auf der 
anderen Seite fehlt den Kommunen aber die Kompetenz und Kapazität, bereits bestehende Alternativen 
zum privaten PKW zu etablieren.  
 
Genau hier setzte das Vorhaben des Verkehrswendebüros an: Das Projekt hatte zum Ziel Kommunen, 
regionalen Verbünden und Organisationen eine unabhängige, erfahrene und operative Hilfestellung zu 
bieten und sie bei der Konzipierung und Umsetzung von ambitionierten Vorhaben der Verkehrswende 
zu unterstützen. Durch ein Projektpersonal und einen Beirat, der sich aus Menschen aus Wissenschaft 
und Wirtschaft mit langjähriger Erfahrung im Verkehrswendebereich zusammensetzte, sollten 
Kommunen in die Lage versetzt werden, in ihrem unmittelbaren Einflussbereich auf der Basis von 
Erfahrungen von Forschungsprojekten, Verkehrswende-Maßnahmen einleiten zu können und die 
Verwaltungshürden zu stemmen. Als übergeordnetes Ziel galt die Stärkung einer nachhaltigen 
Verkehrswende durch die Reduktion der zugelassenen Fahrzeuge, sowie die damit gefahrenen 
Personenkilometer um 50 Prozent innerhalb von 5 Jahren.  

                                                           
1 https://www.umweltbundesamt.de/daten/verkehr/emissionen-des-verkehrs#-das-mehr-an-pkw-verkehr-hebt-
den-fortschritt-auf  
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Mit dem übergeordneten Ziel, einen Beitrag zur Reduktion der KFZ-Flotte sowie der gefahrenen 
Personenkilometer in Deutschland zu leisten, wurden in einer Projektlaufzeit von 12 Monaten (diese 
wurde auf 16 Monate verlängert) drei Pilot-Projekte auf Kommunalebene aus unterschiedlichen 
Raumtypen (ländlicher Raum, (Zer-)Siedlungsgebiet & städtischer Raum) unterstützt, in denen sich ein 
konkreter Handlungs- und Nachfragebedarf für eine Veränderung bestehender Mobilitätsstrukturen 
ergeben haben. Bei den drei Vorhaben handelte es sich um die Gemeinde Gingst auf Rügen (ländlicher 
Raum), die Stadt Drolshagen mit der Nachbarstadt Lennestadt (Zersiedlungsgebiet) und die Stadt Leipzig 
(Städtischer Raum). Zudem entstanden am Ende des Projektes Bewertungen und Empfehlungen für 
Verkehrswende-Modellvorhaben in Kommunen. Möglichgemacht wurde das Projekt durch die 
Unterstützung und Förderung der Deutschen Bundesstiftung Umwelt (DBU). Die Erfolgskriterien sollen 
auf drei unterschiedlichen Ebenen messbar werden: Gelingt es, in drei Kommunen Konzepte zu 
etablieren, die eine dauerhafte Reduktion von Fahrzeugen und Personenkilometern in der 
beschriebenen Form plausibel in Aussicht stellen? Gelingt es, mit den drei Kommunen einen Plan zu 
entwickeln, die Arbeit des Verkehrswendebüros in der Kommunalarbeit aussichtsreich zu verstetigen? 
Gelingt es, den Diskurs über die Verkehrswende als kommunale Aufgabe in den allgemeinen politischen 
Diskurs zu etablieren, gemessen an der Befassung des Themas in den beiden Verbänden (Städtetag, 
Gemeindebund) bzw. auch in der wissenschaftlichen Bearbeitungswelt?  
 

1.2  Konzeptioneller Hintergrund des Projektes  
 

Bevor das Vorgehen des Projektes beschrieben wird, muss kurz auf die konzeptionellen Hintergründe 
eingegangen werden, auf die sich das Projektvorgehen stützt, sowohl in Bezug auf den theoretischen 
Hintergrund im Bereich Mobilität, als auch in Bezug auf die Herangehensweise, Strukturierung und 
Umsetzung des Projektes um die Mobilitätswende zu unterstützen.  

Das Projekt basiert auf dem Hintergrund, dass das allgemeine Mobilitätsverhalten eng mit der 
individuellen Lebensgestaltung und Alltagsbewältigung der Bürger*innen verbunden ist. Ein Wandel im 
alltäglichen Mobilitätsverhalten kann nur stattfinden, wenn die Bürger*innen sich bewusst gegen das 
Auto und für die Nutzung nachhaltiger Mobilitätsoptionen entscheiden. Hier spielt aber nicht nur die 
individuelle Entscheidung der Bürger*innen eine Rolle, sondern auch vorherrschende Strukturen, wie 
z.B. die rechtlichen Rahmenbedingungen, oder größere soziale Praktiken und Vorstellungen. So gibt es 
z.B. laut Haas (2020) (basierend auf Gramsci) vier Dimensionen, die die „Hegemonie“, also die 
Vormachtstellung eines Regimes wie das des Autos in Deutschland bedingen: neben materiellen Dingen 
(wie z.B. die Autoindustrie, globale Wertschöpfungsketten oder existierende Infrastruktur wie Straßen 
und Tankstellen) gibt es sowohl die ideologischen Aspekte (z.B. das Auto als Symbol der Freiheit und des 
Wohlstands in Deutschland), die tägliche Praxis (z.B. das Auto als Möglichkeit der sozialen Teilhabe) und 
den integralen Staat (mit dem z.B. rechtliche Rahmenbedingungen und Policies gemeint sind), die dazu 
beitragen, dass das Auto in Deutschland weiterhin dominiert. Diese Strukturen gilt es zu verstehen und 
eine Mobilitätswende Hand in Hand mit der Gesellschaft und einem gesellschaftlichen Umdenken zu 
erreichen.  

Denn die Arbeit des Verkehrswendebüros basiert zudem auf dem Ansatz, dass nachhaltige 
soziotechnische Veränderungen nur in und mit der Gesellschaft gemeinsam gemeistert werden können. 
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Sie lässt sich dadurch in den momentanen übergeordneten Diskurs der Innovationspraxis, als auch der 
Wissenschafts- und Technikforschung einordnen: Mehr denn je sind wir uns bewusst, dass 
gesellschaftliche Probleme wie der derzeitige Klimanotstand, als auch die lokale Umsetzung von 
lösungsorientierten Konzepten gemeinsam in und mit der Gesellschaft und den in den Regionen 
betroffenen Personen angegangen werden sollen. Während immer mehr dazu tendiert wird, 
Technologien „missionsorientiert“ zu entwickeln, um Probleme wie CO2-Emmissionen nachhaltig zu 
reduzieren oder zu bewältigen, wird durch die Implementierung von Innovationen gleichzeitig in die 
bereits bestehenden gesellschaftlichen (oder soziotechnischen) Strukturen eingegriffen. Die 
Lebensrealität von Menschen kann sich dadurch verändern und das auch auf unvorhersehbare Weise.  

Basierend auf diesen Erkenntnissen werden die momentanen Governance-Strukturen von Wissenschaft 
und Technik immer mehr dahingehend verändert, neue Innovationen vorausschauend und von Anfang 
an mit Einbezug unterschiedlicher Akteure in eine Richtung zu lenken, die nachhaltig ist und auch einen 
großgesellschaftlichen Mehrwert mit sich bringt (e.g. OECD, 2018). So gibt es z.B. Innovationsansätzen 
wie Responsible Research and Innovation (RRI) im EU-Kontext, die genau dieses Ziel verfolgen. Aber 
auch Innovationsansätze wie Modellregionen, Experimentierräume und Reallabore, basieren unter 
anderem auf diesen Hintergründen. Zwar unterscheiden sich die drei genannten Ansätze in ihrer 
Konzeptionierung und ihren Herangehensweisen, im Allgemeinen lässt sich aber sagen, dass hier 
Innovationen in einem realweltlichen Kontext „getestet“ und gemeinsam mit den Akteuren vor Ort an 
die dortigen Bedingungen angepasst werden. Gemeinsam wird hier nach Lösungen gesucht, die für den 
jeweiligen Kontext stimmig sind. Hier wird zusätzlich das gegenseitige Lernen aus unterschiedlichen 
Praxisbeispielen angeregt und die Akzeptanz der Bevölkerung durch das „greifbar machen“ neuer 
Technologien und damit einhergehender soziotechnischer Lebensrealitäten gesteigert. 

Dem zugrunde liegt auch die Erkenntnis, dass (lokale) Lösungen zur Verkehrswende sich nicht alleinig 
durch Expert*innen und wissenschaftliche Spezialist*innen definieren lassen. Der Fokus liegt hier unter 
anderem immer mehr auf sogenanntem „sozial robusten Wissen“ (Nowotny, 2003): Es gilt die Grenzen 
der „Expertise“ zu überschreiten und zu erkennen, dass es auch andere Wissensformen gibt, wie z.B. 
die Erfahrungen der lokalen Bevölkerung und deren Wissen über die Region etc., welche aber für eine 
nachhaltige und akzeptierte Implementierung von neuen Technologien hilfreich und notwendig sind. 
Hier fordern unterschiedliche Herangehensweisen (wie z.B. transdisziplinäre2 Ansätze) dazu auf, 
Wissenschaft und Expertise aus ihrem Elfenbeinturm heraus zu bringen und in und mit der Gesellschaft 
gemeinsam nach problemorientierten Lösungen zu suchen (Jahn & Keil, 2016). Gleichzeitig wird 
dadurch auch die Rolle der teilnehmenden Wissenschaftler*innen neu definiert, da diese, wie z.B. in 
transdisziplinären Projekten, oft nicht nur die „stille“ Beobachterrolle einnehmen, sondern gemeinsam 
mit den lokalen Akteuren vor Ort, Personen aus der Wirtschaft und Expert*innen aus unterschiedlichen 
Disziplinen aktiv zum Projektgeschehen beitragen. 

Besonders Modellkommunen spielen hier eine wichtige Rolle, da hier nachhaltige Lösungen in und mit 
der Gesellschaft erprobt werden. Hier wird zusätzlich das gegenseitige Lernen aus unterschiedlichen 
und erfolgreichen Praxisbeispielen angeregt und die Akzeptanz der Bevölkerung gesteigert. Für den 
Projektkontext ist es aber zudem wichtig auf eine Spannung (Engels & Rogge, 2018) hinzuweisen, die 

                                                           
2 Transdisziplinarität kann als Forschung beschrieben werden, die sich aus „ihren fachlichen, disziplinären Grenzen 
löst und ihre Probleme mit Blick auf außer-wissenschaftliche, gesellschaftliche Entwicklungen definiert, um diese 
Probleme disziplin- und fachunabhängig zu lösen“ (Mittelstraß, 1998).  
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oft in Reallaboren, Modellprojekten oder ähnlichen Ansätzen zu finden ist: Auf der einen Seite haben 
solche Projekte oft eine „hohe Gelingenserwartung“ (Schäpke et.al., 2017, p.7). Modellprojekte sollen 
zu „Schaufenstern“3 werden und zeigen wie die gesellschaftliche Zukunft und das Leben mit einer neuen 
Technologie aussehen kann. Da solche Projekte aber immer durch heterogene Akteursnetzwerke in 
spezifischen Kontexten definiert sind, ist es auch wichtig anzuerkennen, dass diese kaum je „nach Plan“ 
verlaufen können (Jahn & Keil, 2016, p.250) (oder sogar sollen). Möchte man dem Prinzip der engen 
Zusammenarbeit mit gesellschaftlichen Akteuren treu bleiben, wird der Prozess gemeinsam mit den 
Akteuren iterativ gestaltet und verändert sich oft je nach lokalen Dynamiken. Daher bedeuten 
Veränderungen in Projekten nicht, dass das Projekt nicht funktioniert hat. Es stellt sich auch die Frage, 
ob solche Projekte überhaupt „scheitern“ können (Jahn & Keil, 2016) oder ob sich durch 
„Schwierigkeiten“ nicht auch interessante und wichtige Erkenntnisse für die weitere Umsetzung der 
Verkehrswende gewinnen lassen. Dies hat sich auch in der Arbeit des Verkehrswendebüros 
herauskristallisiert und darf auch bei den „Erfolgskriterien“ und den Ergebnissen des Projektes nicht 
außer Acht gelassen werden.  

Die Arbeit des Verkehrswendebüros ist an dieses Wissen geknüpft und baut hierauf auf. Im Rahmen des 
konzeptionellen Hintergrundes des Modellprojekts standen bei der Arbeit des Verkehrswendebüros die 
Bedürfnisse der Akteure vor Ort im Vordergrund, wodurch eng gemeinsam zusammengearbeitet wurde. 
Das Verkehrswendebüro nahm hier primär eine beratende Rolle ein. Durch die Zusammensetzung des 
Verkehrswendebüros aus dem Beirat, der primär aus Personen aus dem Verkehrswendebereich 
bestand, und den wissenschaftlichen Akteuren des WZBs, wurden hier zum einen unterschiedliche 
Expertisen zusammengeführt. Zum anderen spielte die Expertise der Akteure vor Ort eine genauso 
große (wenn nicht größere) Rolle. Zusätzlich ist in diesem Zusammenhang zu betrachten, dass die 
wissenschaftlichen Mitarbeiter*innen, ähnlich wie in transdisziplinären Projekten, eine Doppelrolle 
einnahmen: Auf der einen Seite konnten sie durch ihre Expertise die Kommunen bei der Umsetzung 
unterstützen, auf der anderen Seite konnten aus den Projektkontexten auch wichtige wissenschaftliche 
Erkenntnisse gewonnen werden. Aufbauend auf dem oben angeführten Hegemonie-Begriff, setzte sich 
das Verkehrswendebüro hier mit den Dimensionen des integralen Staates, also mit der Verkehrspolitik 
und den damit einhergehenden gesetzlichen Regelungen, und der täglichen Praxis auseinander, um zu 
sehen was weiterhin Hürden auf kommunaler Ebene (sowohl gesellschaftlich, als auch auf Ebene der 
Politik und Verwaltung) sind und wie man diese im Namen der Verkehrswende überwinden kann.  

 

2. Arbeitspakete  

Das folgende Kapitel beinhaltet einen Überblick zu den einzelnen Arbeitspaketen (APs) und 
Meilensteinen mit einem Soll-Ist-Vergleich, als auch eine Beschreibung der jeweiligen APs und der darin 
                                                           
3 Vergleiche Projekt SINTEG - Schaufenster Intelligente Energie die Energiewende in Deutschland in der Praxis 
des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie (BMWi): 
https://www.sinteg.de/aktuelles/nachrichten/detailseite/modellprojekte-beendet-auswertung-der-ergebnisse-
in-vollem-gange  

 

 
 

https://www.sinteg.de/aktuelles/nachrichten/detailseite/modellprojekte-beendet-auswertung-der-ergebnisse-in-vollem-gange
https://www.sinteg.de/aktuelles/nachrichten/detailseite/modellprojekte-beendet-auswertung-der-ergebnisse-in-vollem-gange
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durchgeführten Maßnahmen: Zuerst wird auf die Etablierung und die Zusammensetzung des Projektes 
eingegangen. Dann wird die Arbeit und Vorgehensweisen mit den drei Pilot-Projekten thematisiert und 
sowohl die Erstellung des Baukastens und ein rechtliches Gutachten zum Urteil des 
Bundesverfassungsgerichtes zum Klimaschutz (März 2021), als auch die Übersicht der Fördermittel 
beschrieben.  
 
Die Arbeit des Verkehrsbüros wurde maßgeblich durch COVID-19 Pandemie geprägt. Die zur 
Eindämmung des Virus getroffenen Beschränkungen haben nicht nur die Untersuchungsgemeinden für 
viele Wochen in ihren Aktivitäten stark eingeschränkt, sondern auch die Erhebung der Daten behindert. 
Geplante Treffen konnten gar nicht stattfinden oder nur als Video geführt werden, gemeinsame 
Aktivitäten sind verschoben oder gar ganz abgesagt worden. Insofern ist der geplante Arbeitsplan 
verändert worden, um den Kommunen trotz Pandemie eine engmaschige Unterstützung geben zu 
können.  
 

2.1 Überblick der Meilensteine (M) und Arbeitspakte (AP) mit Soll-Ist-
Vergleich 

 

AP 1 Inhalt Maßnahme Beteiligte Ergebnis 
Etablierung des 
Projekts – 
Auftaktmeeting 

• Abstimmung 
Arbeitsplan 

• Festlegung Ziele 
• Definition 

Maßnahmen 
• Abstimmung 

Zeitplan 
• Vorstellung drei 

Pilotvorhaben 
• Festlegung Beirat 

 

• Workshop • DBU 
• Verkehrswende

büro 
• Beirat 

Abgeschlossen 
 
Auftaktmeeting 
am 5. Februar 
2020 in 
Hannover 

AP 2.1 Inhalt Maßnahme Beteiligte Ergebnis 
• Entwicklung und 

Umsetzung 
ambitionierter 
Ziele im 
Verkehrsbereich 
– für drei 
Modellvorhaben 

• Bedarfe 
definieren, 
Grundlagen und 
Ideen ausarbeiten 

 

• Bedarfe, Ideen und 
Grundlagen 
definieren 

• Gemeinsame  
Lösungs-
entwicklung 

 

• Vorort 
Recherche 

• Gespräche 
• Interviews 
• Dokumenten-

analyse 
 

• Verkehrswende
büro 

• Beirat 
• ausgewählte 
• Expert*innen 
• Lokale 

Stakeholder 

Abgeschlossen 
 
Siehe: 
https://www.ver
kehrswendebue
ro.de/modellko
mmunen/ 
 
 
 

Soll Ist 
Workshops • Video-Interview Gingst mit Gerlinde Bieker - Bürgermeisterin Gingst, Kirsten 

Wiktor - Bürgermeisterin Trent und Dorothee Gerber - stellv. Vorsitzende 
Bauausschuss Gingst 

https://www.verkehrswendebuero.de/modellkommunen/
https://www.verkehrswendebuero.de/modellkommunen/
https://www.verkehrswendebuero.de/modellkommunen/
https://www.verkehrswendebuero.de/modellkommunen/
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• Video-Interview Drolshagen mit Ulrich Berghoff - Bürgermeister Drolshagen, 
Dieter Gastreich - Umweltschutz Drolshagen, Matthias Quast - Tiefbauamt 
Drolshagen und Günther Padt - Zweckverband Personennahverkehr Westfalen-
Süd ZWS. 

• Interview Lennestadt mit Günther Padt - Zweckverband Personennahverkehr 
Westfalen-Süd ZWS 

• Interview Leipzig mit Torben Heinemann - Leiter Stadtplanungsamt Stadt Leipzig 
und Herrn Wagner - Mitarbeiter für Mobilitätsfragen 

• Weitere Interviews mit dem Amt für Wirtschaftsförderung sowie mit dem NEU 
e.V. und Fokusgruppen 

 
AP 2. 2  Inhalt Maßnahme Beteiligte Ergebnis 
Überprüfung 
bisheriger 
Erfahrungen aus 
den 
Modellvorhaben 
und Schaufenster-
projekten sowie 
andere 
internationaler 
Projekte 

Auswertung 
Erfahrungen 
Modellvorhaben zur 
Förderung der 
Elektromobilität und 
neuer 
Verkehrskonzepte 
 

Workshop 
(Corona-bedingt 
eigene 
Recherche) 
 

• Verkehrswende
büro 

• Beirat 
• Experten 

Abgeschlossen 
 
Siehe 1. 
Zwischenbericht 

Soll Ist 
Auswertung von Erfahrungen • Übersicht der Bundesförderprogramme für die 

Verkehrswende 2011-2018 erstellt 
• Keine Auswertung der Modellvorhaben und 

Schaufensterprojekte möglich, da kein öffentlicher 
Zugang zu Berichten vorhanden 
 

M 1 Inhalt Maßnahme Beteiligte Ergebnis 
Zwischenpräsentati
on der Ergebnisse 
auf der 
micromobility expo 
in Hannover 14.-
16.5.2020 
 

Teilnahme an zwei 
Online-Diskussionen 

Veranstaltung 
wurde Corona-
bedingt digital 
durchgeführt 

• Allianz 
Verkehrswende  

• Verkehrswende
büro 

Abgeschlossen 
 
26./27.08.2020. 

Soll Ist 

• Zwischenpräsentation Micromobility fand online statt. 
(Teilnahme an zwei Podien) 
 

AP 3.1 Inhalt Maßnahme Beteiligte Ergebnis 
• Entwicklung und 

Umsetzungsplanu
ng der Ziele für 
die 
Modellvorhaben 

• Bedarfe 
definieren  

Sammlung der Ideen, 
Zusammenstellung 
der 
Planungsgrundlagen 
für die drei 
Raumtypen 

3 Workshops in 
den jeweiligen 
Pilotregionen 
 

• Verkehrswende
büro 

• Expert*innen, 
insbesondere 
von Betreibern, 
Tiefbauamt 
sowie von 

Abgeschlossen 
 
Siehe: 
https://www.ver
kehrswendebue
ro.de/modellko
mmunen/ 
 

https://www.verkehrswendebuero.de/modellkommunen/
https://www.verkehrswendebuero.de/modellkommunen/
https://www.verkehrswendebuero.de/modellkommunen/
https://www.verkehrswendebuero.de/modellkommunen/
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• Grundlagen und 
Ideen ausarbeiten 

 

Aufgabenträger
n 

Soll Ist 
Unterstützung der Gemeinde Gingst beim 
Aufbau eines digitalbasierten 
Mobilitätsangebots in einer dörflichen 
Quartiersentwicklung in einer touristisch 
geprägten, aber wenig besiedelten 
Inselregion 
 

Gingst will sich gemeinsam mit anderen Kommunen und 
mit Unterstützung des Verkehrswendebüros am BMU-
Wettbewerb „Klimaschutz durch Radverkehr“ beteiligen. 
Während der Förderantrag in Gingst aufgrund 
unterschiedlicher Schwierigkeiten nicht geschrieben 
werden konnte, konnte ein Förderantrag für den selben 
Wettbewerb auf der Insel Ummanz eingereicht und 
gewonnen werden  
 

(Zer-)Siedlungsgebiete der Städte 
Drolshagen und Lennestadt: Unterstützung 
beim Aufbau eines (teil-)automatisierten 
Shuttles als Regelbetrieb des ÖPNV 

Bewilligte Förderung NRW-Landeswettbewerb „Mobil. 
NRW-Modellvorhaben innovativer ÖPNV im ländlichen 
Raum“ für eine Ridepooling Plattform (Fördervolumen 
950.000 €) durch ZWS 
 

Städtischer Raum Leipzig: Unterstützung 
der Stadt Leipzig bei dem Aufbau eines KFZ-
armen Mobilitätskonzepts in einem neuen 
Quartier 
 

Durchführung von Fokusgruppen zur Identifizierung von 
Hemmnissen für die Mobilitätswende.  
Die für das Quartier vorgesehene Fläche wurde 
zwischenzeitlich mehrfach verkauft, sodass dieses 
Vorhaben noch nicht begonnen werden konnte. Die 
Ansprechpartner haben zudem gewechselt und alte 
Vereinbarungen waren daher nicht mehr gültig. Die 
Vertreter des Stadtplanungsamtes haben sich daher für 
eine andere Schwerpunktsetzung entschieden 
 

AP 3.2 Inhalt Maßnahme Beteiligte Ergebnis 
Finalisierung und 
Verschriftlichung 
der Ergebnisse 

• Zusammenstellung 
der 
Baukastenelement
e 

• Rücksprache mit 
Initiativen 

• Schlussfolgerungen  
• Festlegung der 

Meilensteine 
• Zielkriterien und 

Evaluationspunkte 

Klausurtagung 
Corona-bedingt 
als Online-
Workshop 

• Verkehrswendb
üro 

• Beirat 
• DBU 
• Experten 
 

Baukasten-
Leitfaden 
abgeschlossen 
 
11/2020 
 
Siehe: 
https://www.ver
kehrswendebue
ro.de/baukasten
/ 
 

Soll Ist 
Baukasten mit Leitfaden und Workshop 
 

Baukasten mit Leitfaden online 
Rechtliches Gutachten zum Urteil des 
Bundesverfassungsgerichtes (BVerfG) zum Klimaschutz 
vom 24. März 20221  
 

M 2 Inhalt Maßnahme Beteiligte Ergebnis 
Ergebnisvorstellung  • Präsentation der 

Dokumentation  
Öffentliche 
Veranstaltung  

• Allianz 
Verkehrswende 

Abgeschlossen 
 

https://www.verkehrswendebuero.de/baukasten/
https://www.verkehrswendebuero.de/baukasten/
https://www.verkehrswendebuero.de/baukasten/
https://www.verkehrswendebuero.de/baukasten/
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• Vorschlag für die 
nächsten Schritte  

• Verkehrswende
büro  

• Akteure aus den 
drei 
Modellvorhabe
n 

• Presse sowie 
Fachöffentlichk
eit,  

(erwartet werden 
rund 50 
Teilnehmer*innen
) 

18. Mai 2021 
Online 

Soll Ist 
Abschlussveranstaltung 12. März 2021  
online  

Abschlussveranstaltung (online) im Rahmen der Reihe 
DBU-Online Salon am 18.Mai 2021 mit über 250 
Teilnehmer*innen 
(https://www.youtube.com/watch?v=uWVCInx2FnY)  
 

 

2.2  Etablierung und Zusammensetzung des Projekts (AP 1) 
 

Das Auftaktmeeting fand bereits am 05.02.2020 in den Räumen der Metropolregion Hannover 
Brauschweig Göttingen Wolfsburg in Hannover statt -vor dem Förderbeginn des Projektes.  

Hier wurden die Inhalte und zeitlichen Rahmenbedingungen des Projektes diskutiert und beschlossen. 
Das Projekt wurde als Pilot mit einer Laufzeit auf 12 Monate angelegt. Die abgestimmten Maßnahmen, 
um die zu erreichenden Ziele wurden besprochen und in weitere APs unterteilt. Auch wurden die drei 
Pilotvorhaben ausgewählt, die jeweils für einen bestimmten kommunalen Typus (ländlicher Raum, (Zer-
)Siedlungsgebiet & städtischer Raum) stehen: die Gemeinde Gingst auf Rügen, Drolshagen/Lennestadt 
und die Stadt Leipzig. Diese wurden ausersehen, da Mitglieder der Sitzung bereits mit den Gemeinden 
in Kontakt waren und diese Bedarf geäußert hatten. In der Sitzung wurden außerdem die 
Erfolgskriterien des Projektes abgestimmt.  

Weitere Schwerpunkte der Sitzung waren die Festlegung der Strategien für die Kommunikation nach 
außen, als auch die Bestimmung der Mitglieder des Beirats (Raimund Nowak, Kurt Sigl, Thomic 
Ruschmeyer, Peter Lindlahr, Gernot Lobenberg, Wolfgang Fischer und Hermann Horster). Diese 
gründeten zusammen die Allianz Verkehrswende und setzten sich zusammen aus Akteuren aus 
Verbänden und Organisationen mit langjähriger Erfahrung aus unterschiedlichen Feldern im 
Verkehrswendebereich und die sich seit Jahren für die Förderung der Elektromobilität und die 
Verbindung von Verkehrs- und Energiewende engagieren4. Gemeinsam mit den wissenschaftlichen 
Mitarbeiter*innen des Wissenschaftszentrums Berlin für Sozialforschung (WZB) wurden durch dieses 

                                                           
4 Im Kontext des Projektes entwickelten diese zudem ein Konzept zur Förderung der Akzeptanz von Fahrzeugen 
mit alternativen Antrieben. Der Beirat beschäftigte sich zudem mit der Entwicklung von Handlungsempfehlungen 
für Kommunen zur Schaffung guter Rahmenbedingungen für den Einsatz von Elektrofahrzeugen und für die 
Deckung des Fahrstrombedarfs der zugelassenen E-Fahrzeuge durch zusätzlich errichtete PV-Anlagen.  

https://www.youtube.com/watch?v=uWVCInx2FnY)
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Projektkonsortium die langjährigen Erfahrungen der einzelnen Personen gebündelt, um den Kommunen 
nachhaltige Hilfe zu geben, Verkehrswende-Maßnahmen einleiten zu können und die 
Verwaltungshürden zu stemmen.  

 

2.3  Die Drei Modellregionen (AP 2.1 & 3.1)  
 

Wie bereits beschrieben wurden drei Regionen als Modelle für das Projekt ausgewählt: die Gemeinde 
Gingst, Drolshagen/Lennestadt und Leipzig. Die Arbeit in und mit den Modellprojekten wurde auf zwei 
Arbeitspakete (APs) aufgeteilt. Das AP 2.1 diente der Erarbeitung der Ziele und Maßnahmen in den 
jeweiligen Regionen. Hier wurden sowohl Bedarfe definiert, als auch Grundlagen und Ideen 
ausgearbeitet. AP 3.1 diente zur Auswertung der Erfahrungen in der Entwicklung und Umsetzung der 
jeweiligen Modellvorhaben. Allerdings haben die Partner vor Ort bei der Entwicklung entsprechender 
Konzepte jeweils eine etwas andere Schwerpunktsetzung in die Debatte eingebracht als anfangs 
angenommen, der sich das Verkehrsbüro nicht entziehen konnte. Vor allem die Veränderung der 
Schwerpunktsetzung, als auch die letztlich unterschiedlichen Ergebnisse in den einzelnen Regionen 
spricht für eine kontext-bezogene und konstruktive Kommunikation zwischen Projektleiter*innen und 
Akteuren aus den Regionen. Das folgende Kapitel beschreibt zuerst das allgemeine Vorgehen in den APs 
und die Schwerpunktveränderung, bevor es die Details der einzelnen Pilotprojekte und das jeweilige 
Vorgehen aufführt.  

 

2.3.1     Vorgehen in den Modellregionen  
 

 

Abbildung 1 Projektstruktur und –Vorgehen © flaticon5  

 

Übereinstimmend mit dem oben genannten Kriterium der partizipativen Prozess-Gestaltung (Kapitel 
1.2) wurde im ersten Schritt des Projektes mittels Interviews mit den Akteuren der drei Modellregionen 
(in der Regel Funktionsträger*innen aus Politik, Verwaltung und Zivilgesellschaft) eine 

                                                           
5 Icons von Berics, Darius Dan und freepik von flaticon  
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Bestandsaufnahme der größten kommunalen Probleme bei der Umsetzung von Maßnahmen für die 
Verkehrswende identifiziert (AP 2.1). Die Interviews bzw. der Output der Interviews wurde(n) jeweils 
durch Online-Recherche, inoffizielle Gespräche und Dokument-Analyse gestützt. Im zweiten Schritt (AP 
3.1) hat das Verkehrswendebüro Lösungsvorschläge prozesshaft mit den Akteuren erarbeitet und 
abgestimmt. Die abgestimmten Lösungen wurden im dritten Schritt vorbereitet und die Akteure bei 
deren Umsetzung begleitend unterstützt. Da jeder Kontext unterschiedlich ist, wurde zwar der Dreiklang 
der groben Vorgehensstruktur beibehalten, der Prozess und die Herangehensweisen jedoch an den 
spezifischen Kontext der Modellregionen und die jeweiligen Akteure angepasst.  

Die Arbeit des Verkehrsbüros und das geplante Vorgehen wurden vor allem in der Arbeit mit den 
Modell-Kommunen durch die Pandemie geprägt. Die zur Eindämmung des Virus getroffenen 
Beschränkungen haben nicht nur die Untersuchungsgemeinden für viele Monate in ihren Aktivitäten 
stark eingeschränkt, sondern auch die Erhebung der Daten abgeändert. Geplante Treffen konnten meist 
nur im Video-Format ausgeführt werden, gemeinsame Aktivitäten sind verschoben oder gar ganz 
abgesagt worden. Insofern musste der Arbeitsplan grundsätzlich an die Bedingungen angepasst werden. 
Dies änderte aber nichts daran, dass die Kommunen durch die Arbeit des Verkehrswendebüros (und 
dies auch außerhalb der APs) bei konkreten Umsetzungs-Schritten unterstützt werden konnten. 

Nichtsdestotrotz konnte eng mit den Akteuren vor Ort zusammengearbeitet werden und der jeweilige 
spezifische Kontext mit einbezogen werden. Dies äußerte sich unter anderem in der Veränderung der 
Schwerpunktlegung in den jeweiligen Kommunen, was auf die dynamischen Veränderungen im Umfeld, 
und Rahmenbedingungen, die außerhalb des Einflussbereiches des Verkehrswendebüros lagen, 
zurückzuführen sind, aber auch auf Wünschen der Regionen, die sich erst bei tieferer Zusammenarbeit 
herausstellten:  

Für das Pilotvorhaben Ländlicher Raum war die Unterstützung der Gemeinde Gingst beim Aufbau eines 
digitalbasierten Mobilitätsangebots in einer dörflichen Quartiersentwicklung in einer touristisch 
geprägten, aber wenig besiedelten Inselregion geplant. Im Workshop mit der Gemeinde wurden von 
den lokalen Akteuren allerdings ein anderer Schwerpunkt gesetzt. Als Hauptproblem wurde die 
schlechte Radwegeinfrastruktur identifiziert und dabei Unterstützung durch das Verkehrswendebüro 
gewünscht. Für die (Zer-)Siedlungsgebiete der Städte Drolshagen und Lennestadt war die Unterstützung 
beim Aufbau eines (teil-)automatisierten Shuttles als Regelbetrieb des ÖPNV vorgesehen. Im Falle von 
Drolshagen fand ein Testbetrieb mit einem (teil-)automatisierten Shuttle im Zeitraum von Februar bis 
Juni sowie von Juli bis Dezember 2020 in Lennestadt statt. Die Überführung dieses Shuttles in einen 
Regelbetrieb erforderte deutlich mehr technische, organisatorische und regulatorische 
Voraussetzungen, als sie durch das Verkehrswendebüro in einem Jahr Projektlaufzeit geleistet werden 
können. Der Testbetrieb hat aber wichtige Hinweise und Erfahrungen für die weitere Erreichung dieses 
Ziels geliefert. Im Falle von Lennestadt wurde der Schwerpunkt für die Arbeit des Verkehrswendebüros 
auf ein digitales, in den ÖV integrierbares und flexibles Angebot für die Bedienung der letzten Meile in 
abgelegenen Ortschaften gelenkt. Für den Städtischen Raum Leipzig war die Unterstützung der Stadt 
Leipzig bei dem Aufbau eines KFZ-armen Mobilitätskonzepts in einem neuen Quartier vorgesehen. Die 
dafür vorgesehene Fläche wurde zwischenzeitlich mehrfach verkauft, sodass dieses Vorhaben noch 
nicht begonnen werden konnte. Obwohl Leipzig von außen als Vorreiter von nachhaltiger Mobilität 
gesehen werden kann, wünschten sich die Akteure vor Ort stattdessen Unterstützung bei einer Umfrage 
bezüglich gesellschaftlicher Hemmnisse gegenüber der Verkehrswende.  
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2.3.2 Ergebnisse aus den Modellregionen  
 

Gingst 
 
Der »ländliche Raum« belegt rund 60 Prozent der Fläche Deutschlands, rund 20 Mio. Menschen leben 
dort. Konkretes Beispiel für diesen Raumtyp ist die Gemeinde Gingt (1.200 Einwohner*innen). Mit einer 
Fläche von ca. 21 Quadratkilometern sitzt die Gemeinde auf der Insel Rügen (im Amt Rügen-West) im 
Bundesland Mecklenburg-Vorpommern. Rügen ist Deutschlands größte Insel. Sie liegt direkt an der 
Ostseeküste Vorpommerns und ihre Infrastruktur ist durch eine Vielzahl kleiner Gemeinden und 
Ortschaften gekennzeichnet. Im Allgemeinen ist die Insel zudem für den sommerlichen Tourismus und 
ihre außergewöhnliche und einzigartige Natur bekannt.  

Typisch für den ländlichen Raum ist, dass der ÖV über keine hohe Bedienqualität verfügt und das private 
Auto das dominierende Verkehrsmittel ist. So auch auf Rügen: Ohne gut funktionierenden ÖPNV macht 
der saisonale Tourismus-Verkehr der Insel umso mehr zu schaffen.  

AP 2.1 

Das erste Video-Interview für Gingst fand am 25.05.2020 mit Gerlinde Bieker - Bürgermeisterin Gingst, 
Kirsten Wiktor - Bürgermeisterin Trent- und Dorothee Gerber - stellv. Vorsitzende Bauausschuss Gingst 
statt. In dem Interview wurden die Probleme bei der Umsetzung der Verkehrswende benannt. Hier 
wurde deutlich, dass die Unterstützung, die durch das Verkehrswendebüro gewünscht wurde, bei der 
Radwegumsetzungskonzeption und der Vernetzung der Akteure für gemeinsame Kooperationen liegen 
sollte und nicht, wie vorher lose besprochen, bei dem Ausbau eines nachhaltigen Quartiers.  

In Gingst und auf der Insel Rügen wurden während des Interviews mehrere Mobilitäts-Probleme 
deutlich: fehlende attraktive ÖV-Angebote, der weiterhin bestehende Fokus auf das Auto und die 
mangelhaften und fehlenden Radstrecken bzw. die Radfahrersicherheit. Das Problem der mangelhaft 
ausgebauten Fahrradinfrastruktur wurde allerdings von den Vor-Ort-Akteuren als zentral angesehen. 
Rügen entwickelt sich seit der Wende zu einem touristischen Hotspot und seit Beginn der Corona-Krise 
kann die Insel einen weiteren starken touristischen Zulauf verzeichnen. Der Ostteil der Insel ist dabei für 
Touristen infrastrukturell gut erschlossen und das bisherige Touristenaufkommen konzentrierte sich 
dort. Durch den Boom des Fahrrads, besonders auch des Elektro-Rads, hat sich der Radius der Fahrtziele 
erweitert und der Westen der Insel - inklusive Gingst - wird zunehmend interessant. Dort sind die 
Radwege allerdings in einem besonders schlechten Zustand oder erst gar nicht vorhanden. Die 
Gemeinde Gingst und die umliegenden Dörfer sind finanziell nicht in der Lage, Eigenmittel für den 
Radwegebau oder den Eigenanteil bei Förderprogrammen aufzubringen. Das Haushaltseinkommen je 
Einwohner*in in Mecklenburg-Vorpommern liegt mit 19.470 Euro (im Jahre 2019) weit unter dem 
deutschen Bundesdurchschnitt (22.620 Euro)6. 

AP 3.1 

Zur Identifizierung und Abstimmung dieser Problemlage wurden drei Abstimmungsgespräche (vor Ort 
und Online) mit zivilgesellschaftlichen Akteuren, Vertreter*innen der Gemeinden und der Verwaltung 

                                                           
6 https://www.deutschlandinzahlen.de/tab/bundeslaender/finanzen/einkommen-
verdienste/haushaltseinkommen-je-einwohner  

https://www.deutschlandinzahlen.de/tab/bundeslaender/finanzen/einkommen-verdienste/haushaltseinkommen-je-einwohner
https://www.deutschlandinzahlen.de/tab/bundeslaender/finanzen/einkommen-verdienste/haushaltseinkommen-je-einwohner
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durchgeführt. Die Vorbereitung, Moderation und Nachverfolgung dieser Termine hat das 
Verkehrswendebüro übernommen. Ein wichtiger Schritt für die Lösung des Problems schlechter 
Radwege war die Identifikation sowohl eines geeigneten Förderprogramms als auch der Radwege, die 
in Frage kämen. Ziel war dabei, Radwege zu identifizieren, die zu einem Lückenschluss innerhalb des 
Netzes beitragen und für die Förderung die nötigen formalen Voraussetzungen erfüllen. 

In den Workshops zu den Themen Radewegebau und digitale Plattform wurde beschlossen, dass sich 
Gingst gemeinsam mit anderen Kommunen und mit Unterstützung des Verkehrswendebüros am BMU-
Wettbewerb „Klimaschutz durch Radverkehr“ beteiligen wird7, durch welchen das Projekt zu 100% 
gefördert werden kann.  Die Unterstützung des Landes Mecklenburg-Vorpommern und des Landrats 
wurde gesichert8. Der ursprüngliche Gedanke, einen Antrag für einen Lückenschluss des gesamten 
Radwegenetzes zu stellen9, wurde im Laufe der Workshops zugunsten eines Antrags für West-Rügen 
verändert: Der Radweg von Bergen über Gademow, Willihof, Pansevitz und Güstin nach Gingst soll 
ausgebaut werden. Der Antrag sollte gemeinsam mit der Stadt Bergen verfasst und eingereicht werden. 
Während das Verkehrswendebüro sich mit um das Organisieren der Workshops, das Vernetzen der 
Akteure und die Identifikation eines Förderprogrammes kümmerte, gründete sich zudem eine 
Arbeitsgemeinschaft (AG) Radweg Bergen-Gingst, die sich um das in die Wege leiten des Förderantrags 
kümmerte.  

Momentaner Stand  

Trotz hohem Engagement von lokalen Akteuren, ist es bis zum Projektschluss nicht gelungen, den 
Förderantrag in Gingst zu schreiben und somit die Umsetzung des Vorhabens in die Wege zu leiten. Die 
erste Einreichungsfrist endete am 30.04.2021. Grund hierfür war unter anderem die Schwierigkeiten in 
der Kommunikation mit und zwischen den Verwaltungseinheiten, denn die Kommune hätte den Antrag 
nur mit einer anderen Kommune gemeinsam stellen müssen. Durch die Arbeit des Verkehrswendebüros 
auf der Insel wurde allerdings eine andere Kommune (Ummanz) auf den Förderantrag aufmerksam. 
Diese bewarben sich mit hohem Engagement und mit Unterstützung des Verkehrswendebüros für das 
Fördergeld zum Ausbau der Fahrradwege, welche sie letztendlich auch erhielten. 

Die lokalen Schwierigkeiten bei dem ursprünglichen Vorhaben in Gingst tragen zu größeren 
wissenschaftlichen Erkenntnissen bei. Wie bereits beschrieben, wird in Bezug auf Wissenschaft, Technik 
und Innovationen immer deutlicher, wie wichtig der Einbezug der Gesellschaft in die Forschung und 
Umsetzung von Innovationen ist. Auch die Energie- und Verkehrswende wird nur gelingen, wenn die 
Innovationen gemeinsam mit gesellschaftlichen Akteuren und mit Einbezug des lokalen Kontextes 
implementiert werden. Zwar wurde während des Projektes eng mit den lokalen Akteuren 
zusammengearbeitet, hier stellte sich allerdings durch bilaterale Gespräche im Nachgang heraus, dass 
die Kommunen auf der Insel oft gegeneinander arbeiten und sich eine Zusammenarbeit untereinander 
daher teilweise als schwierig gestaltet. Demnach lassen sich Kommunen- und Inselübergreifenden 

                                                           
7 https://www.bmu.de/themen/forschung-foerderung/foerderung/foerdermoeglichkeiten/details/klimaschutz-
durch-radverkehr/  

8 Die Beantragung eines zweiten Projekts für innovative Projekte in dem gleichen Förderschwerpunkt NKI wurde 
überlegt, aber im Projektzeitraum nicht vorangetrieben. Hier beträgt die Förderobergrenze pro Projekt 10 Mio. €.  

9 Das Fördervolumen für den Radwegebau auf Gesamt-Rügen kann bis zu 20 Mio. € betragen. 
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Vorhaben, wie der Radwegeausbau zwischen Gingst und einer weiteren Kommune, schwer umsetzen 
und stoßen auf für die Insel Rügen typische Hürden.  

Die Förderung von Ummanz und der damit einhergehende Ausbau der dortigen Fahrradinfrastruktur 
kann hier zudem als unmittelbarer Erfolg des Projektes und für die Verkehrswende gesehen werden.  

 

Lennestadt und Drolshagen 
 

Die Stadt Drolshagen (ca. 12.000 Einwohner*innen) und die Stadt Lennestadt (ca. 26.000 
Einwohner*innen) liegen im Kreis Olpe im Sauerland in Südwestfalen. Sie gelten als sogenannte (Zer-) 
Siedlungsgebiete. 

Lennestadt wird dem Gemeindetyp »Kleine Mittelstadt« zugeordnet (Integriertes Kommunales 
Entwicklungskonzept, 2018). Bestehend aus 43 Ortsteilen, (mit Altenhundem als zentralem Ort) ist 
Lennestadt die bevölkerungsreichste Stadt im Kreis Olpe (ebd.). Sie umfasst insgesamt 135 
Quadratkilometer. Die kleinsten Siedlungen (bis 50 Einwohner) bestehen nur aus wenigen Gebäuden, 
welche landwirtschaftlich oder forstwirtschaftlich genutzt werden oder wurden. Größere Stadtteile, wie 
Altenhundem haben eher urbanen Charakter (ebd.). Die Stadt ist durch die Natur- und 
Kulturlandschaften des Rothaargebirges geprägt. So auch die Stadt Drolshagen, welche direkt 
eingebettet im Naturpark Sauerland-Rothaargebirge liegt. 58 abwechslungsreiche Ortschaften, 
umgeben von unbelasteter Natur, mit einer Fläche von 67,11 Quadratkilometern, davon über 28 
Quadratkilometer Wald gehören zur ehemaligen Hansestadt (ebd.).  Im Allgemeinen ist das Sauerland 
als Mittelgebirgsregion für seine Outdoor-Angebote, wie Wintersportgebiete, bekannt. 

In beiden Ortschaften hat ein klassischer ÖV mit Bus- und Schienenverkehr aufgrund der Stadtgrößen 
und der vorgefundenen Siedlungsstruktur nicht die Bedienqualität des privaten Autos. Angebote für die 
„letzte Meile“ fehlen ebenso. Dies ist typisch für deutsche (Zer-)Siedlungsgebiete.  

AP 2.1 

Das Video-Interview Drolshagen fand am 19.05.2020 mit Ulrich Berghoff - Bürgermeister Drolshagen, 
Dieter Gastreich - Umweltschutz Drolshagen, Matthias Quast - Tiefbauamt Drolshagen und Günther 
Padt - Zweckverband Personennahverkehr Westfalen-Süd ZWS statt. Aus dem Interview ging hervor, 
dass das größte Problem der MIV ist. Die 58 Ortschaften der Gemeinde Drolshagen können nicht oder 
nur problematisch mit dem ÖV erreicht werden, welcher zudem primär für den Schülerverkehr 
ausgerichtet ist. Dementsprechend dominiert der MIV den Verkehr. Jeder Haushalt besitzt 
durchschnittlich 2-3 PKW. Das Auto wird als notwendig erachtet, es ist „das Maß aller Dinge“. Dies gilt 
auch für die Jugendlichen, welche alle einen Führerschein erwerben und dann sofort das Auto nutzen. 
Vorher nutzen sie in der Regel Mofas oder Roller, mit der entsprechenden Lärm- und Abgasbelastung 
der Umwelt. Es besteht zudem ein hoher Parkdruck, da die Erwartungshaltung besteht, dass z.B. direkt 
vor Geschäften geparkt werden muss. Das große, aber enge Verkehrsnetz lässt keinen Spielraum, keinen 
Platz für die Bevorzugung einzelner Verkehrsarten oder für deren Trennung. Der Radverkehr, vor allem 
mit e-Bikes, steigt, wobei die nötige Radinfrastruktur nicht ausreicht. Aus dem Interview ging hervor, 
dass Unterstützungsbedarf bei einem möglichen Neubaugebiet und der Verbindung von Energie, 
Mobilität und Klimaneutralität, einer Mobilitäts-App, einem Konzept für die Nutzung von 
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Wirtschaftswegen und generell von Push- und Pull-Konzepten für Maßnahmen der Verkehrswende 
gesehen wird. 

Das zusätzliche Lennestadt-Interview fand am 20.8.2020 mit Günther Padt - Zweckverband 
Personennahverkehr Westfalen-Süd ZWS- statt. Hieraus ergab sich die nahezu gleiche 
Problemdefinition wie in Drolshagen. Ähnlich wie in Drolshagen, hat Lennestadt als ein zentrales 
Problem die mangelhafte Anbindung dezentraler Ortschaften an den ÖV benannt und als eine Lösung 
die Etablierung eines Ridepooling-Systems gewünscht.  

AP 3.1  

Da grundsätzlich in Lennestadt und in Drolshagen die gleichen Problemlagen vorliegen, wurden in 
beiden Gemeinden dementsprechend ähnliche Schritte bezüglich der Lösungsvorschläge und der 
Umsetzung getätigt. Das Verkehrswendebüro unterstützte die beiden Städte beim Aufbau eines (teil-
)automatisierten Shuttles SAM10 („Südwestfalen -autonom und mobil“) mit dem langfristigen Ziel dieses 
als Regelbetrieb für den ÖPNV zu implementieren.  

 

Abbildung 2 Das (Teil-)automatisierte Shuttle SAM11 © ZWS/SAM 

 

Das Verkehrswendebüro unterstützte die lokalen Akteure u.a. im Vorstand des Projektvorhabens, als 
auch bei der Suche geeigneter Partner: Zur Machbarkeitsstudie (Phase I) und Umsetzung bzw. Testung 
des Shuttle-Betriebs (Phase II) auf zwei Test-Strecken in beiden Orten wurde schlussendlich die NUTS 
One GmbH beauftragt.  Zum Ende der Förderperiode des Verkehrswendebüros ist der Probebetrieb 
(Phase II) abgeschlossen. Des Weiteren wurde hier eine Akzeptanz-Studie durchgeführt, als auch 
Kontakt und Kollaboration mit den regionalen Industrieunternehmen, die als wichtige Stakeholder 
gelten, hergestellt. 

Mit Unterstützung des Verkehrswendebüros hat Lennestadt bzw. der regionale Verkehrs-Zweckverband 
(ZWS) zudem erfolgreich am Landeswettbewerb „Mobil.NRW-Modellvorhaben innovativer ÖPNV im 

                                                           
10 Siehe auch: https://www.sam-unterwegs.de   

11 https://omnibus.news/mit-sam-in-die-zukunft  

https://www.sam-unterwegs.de/
https://omnibus.news/mit-sam-in-die-zukunft
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ländlichen Raum“ des NRW-Verkehrsministeriums teilgenommen. Das Verkehrswendebüro hat den 
ZWS bei der Antragstellung für den dementsprechenden Förderantrag unterstützt. Dieser erhielt letzten 
Endes den Förderbescheid für das Projekt „Mobilenn“12: Mobilenn ist ein einjähriger Pilotbetrieb eines 
digitalbasierten (App) Mitfahrangebotes von privaten Autofahrer*innen für private Mitfahrer*innen. 
Damit kann die Erreichbarkeit des zersiedelten, ländlichen Raumes durch private Fahrgemeinschaften 
(Ridepooling) vergrößert werden. Das Ziel des Projekts und die damit einhergehende verkehrspolitische 
Innovation ist es die Ausweitung und Flexibilisierung des ÖPNV-Angebots -auch und gerade für 
Menschen, die nicht selbst fahren wollen oder können, und die Zahl der privaten Fahrzeuge sowie die 
damit gefahrenen Personenkilometer zu reduzieren.  

Das Bediengebiet befindet sich in der Stadt Lennestadt und wurde vorerst auf den Stadtteil Lennestadt-
Altenhundem beschränkt. Menschen, die sich zuvor auf der digitalen Vermittlungs-und Bezahlplattform 
registriert haben, soll erlaubt werden, in Lennestadt-Altenhundem andere Personen gegen ein Entgelt 
von 35 ct pro Kilometer mitzunehmen. In einem zusätzlichen Schritt soll das Konzept auf weitere 
Stadtteile in Lennestadt und möglicherweise auf das gesamte ZWS-Verbandsgebiet ausgeweitet 
werden; dabei wird kein Flächenverkehr, sondern nur die Versorgung von und bis zum nächstgelegenen 
ÖPNV-Hub angestrebt13. 
 
Momentaner Stand 

Drolshagen und Lennestadt sind damit ein Experimentierraum für neue Shuttle-Systeme mit Perspektive 
der Verstetigung, da das Mobilitätsangebot für die Anforderungen aus dem demographischen Wandel 
passend erscheint. Die Überführung dieses Shuttles in einen Regelbetrieb erfordert deutlich mehr 
technische, organisatorische und regulatorische Voraussetzungen, als sie durch das 
Verkehrswendebüro in einem Jahr Projektlaufzeit geleistet werden können. Überlegungen, in einem 
zweiten Förderprojekt den weitere Ausbau des SAM zu planen (Phase III), finden derzeit statt. Der 
Testbetrieb hat aber wichtige Hinweise und Erfahrungen für die weitere Erreichung dieses Ziels 
geliefert. Der Bürgermeister von Drolshagen kann hier als Kümmerer vor Ort gesehen werden: Durch 
sein Engagement sind auch weitere Pläne zum Ausbau der nachhaltigen Mobilität mit dem 
Verkehrswendebüro und der Kommune im Gespräch. Zudem wird für ein neu zu planendes 
Siedlungsgebiet Beratung zum Konzept eines autofreien/autoarmen Quartiers geleistet. Hier 
unterstützen Akteure aus dem Verkehrswendebüro die Kommune über das Projektende hinaus bei der 
Umsetzung und vernetzen die kommunalen Akteure mit Stromkonzernen und weiteren wichtigen 
Projektpartner*innen. Das Projekt in Drolshagen soll zudem ein transdisziplinäres Vorhaben werden, 
bei dem die Umsetzung eines nachhaltigen autofreien Konzeptes auch wissenschaftlich begleitet 
werden soll. Neben dem expliziten Fokus auf den lokalen Kontext und die Einbindung regionaler 
Akteure, soll Drolshagen dabei auch als Experimentierraum mit Aussicht auf ein „Best Practice“ Beispiel 
für die Mobilitäts- und Energiewende fungieren.  

 

                                                           
12 Siehe z.B.: https://www.lokalplus.nrw/nachrichten/politik-lennestadt/projekt-mobilenn-lennestadt-
ueberzeugt-beim-landeswettbewerb-40846  

13 Förerantrag Mobilenn  
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Leipzig 
 

Leipzig ist die seit 10 Jahren am schnellsten wachsende Stadt in Deutschland, mittlerweile sind mehr als 
600.000 Einwohner*innen registriert, die Mehrzahl davon ziehen in die nördlichen und südlichen 
Randgebiete. Leipzig droht daher, seine Kompaktheit zu verlieren. Wachstum und Zersiedelung werden 
entsprechend als Probleme gesehen.  Leipzig hatte 1998 noch rund 450.000 Einwohner*innen, 20 Jahre 
später sind es bereits 600.000 mit weiter steigender Tendenz. Keine vergleichbare Stadt ist in 
Deutschland in den letzten Jahrzehnten so gewachsen wie Leipzig. Städte und Ballungsräume in dieser 
Größenordnung und mit dieser Wachstumsdynamik zeigen in der Regel eine deutlich höhere KFZ-Dichte 
auf wie beispielsweise Düsseldorf, Frankfurt oder Stuttgart. Eine genaue Analyse der Entwicklung der 
Stadt zeigt, dass Leipzig mit seiner kompakten Stadtstruktur und einer stark wachsenden 
Bevölkerungszahl bereits den Kern einer neuen Verkehrskultur lebt und als städtisches Labor der 
Zukunft funktioniert. 

AP 2.1 

Das Interview Leipzig wurde am 03.07.2020 mit Torben Heinemann - Leiter Stadtplanungsamt Stadt 
Leipzig und Herrn Wagner - Mitarbeiter für Mobilitätsfragen unmittelbar im Amt geführt. Parallel ist das 
Amt für Wirtschaftsförderung – Herr Thomas Lingk – miteinbezogen worden, sowie Gespräche mit dem 
Kooperationsverbund „Neu e.V“ am 03., 04.08. und 05.08.2020 geführt worden.  

Man könnte mit Fug und Recht behaupten, dass Leipzig das Potential hätte, die Verkehrswende-Stadt 
in Deutschland zu werden. Eine solide ÖV-Infrastruktur, eine steigende Anzahl von Fahrradfahrenden, 
kombiniert mit einem wachsenden stationären und flexiblen Car- und Bikesharing, ergänzt durch 
digitale Ridepooling-Angebote sind die sichtbaren und gelebten Zeichen von Alternativen zum privaten 
Auto. Mit knapp 600 Carsharing-Fahrzeugen, davon 200 als Freefloating-Angebote, ist eine solide 
Grundlage bereits gelegt. Mit 150 Kilometer Straßenbahnnetz verfügt Leipzig über ein sehr gut 
ausgebautes und leistungsfähiges ÖV-Netz, das die Stadt sehr gut erschließt, allerdings noch gut gefüllt 
werden muss. Denn mit einer durchschnittlichen Auslastung von gut 16 Prozent über alle Strecken, 
Linien und Zeiträume ist noch jede Menge Luft nach oben.  

Es wurde in den Gesprächen um Unterstützung beim Aufbau eines KFZ-armen Mobilitätskonzepts in 
einem neuen Quartier gesprochen. Zusätzlich stellte sich heraus, dass die Stadt sich Unterstützung bei 
der Verbreiterung der Mitmachenden wünschte. Dies wurde somit als zentralen Anliegen der Stadt an 
das Verkehrswendebüro weitergetragen: Seitens der Verwaltung gab es ein großes Unbehagen darüber, 
in welcher Weise Akzeptanz für die geplanten Maßnahmen besteht, obwohl Leipzig als Stadt über 
vergleichsweise sehr gute Bedingungen für eine Rücknahme der Autodominanz verfügt. Viele stehen 
einer Verkehrswende auch in Leipzig immer noch skeptisch gegenüber, nicht mehr aus ideologischen 
oder grundsätzlichen Erwägungen, sondern weil die Menschen kein Zutrauen mehr in den Wandel 
haben und nicht an den eigenen Erfolg glauben.   

 
AP 3.1 

Bezüglich des anderen Unterstützungswunsches wurde mit dem Amt für Wirtschaftsförderung über die 
Fortsetzung einer Elektromobilitätsoffensive diskutiert und entsprechende Maßnahmen aufgesetzt. 
Parallel ist die Ausarbeitung eines Vorhabens zur Demonstration von Wasserstoff als zentrales Element 
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einer nachhaltigen Mobilität entstanden. Mit dem Stadtplanungsamt ist die Installation einer speziellen 
Fokusgruppe zur Identifizierung von Hemmnissen bei der Verkehrswende besprochen worden. 
Insgesamt konnten vier Fokusgruppen mit 20 Personen (12 Männer und 8 Frauen) organisiert werden, 
die aus unterschiedlichen Milieus und Berufsgruppen stammen und in der Stadt sowie am Stadtrand 
wohnen. Die Mehrzahl der Beteiligten ist in Leipzig geboren und aufgewachsen und repräsentiert eine 
Altersstruktur von 20 bis 75 Jahren. Die rund 10 Sitzungen konnten während der Sommermonate noch 
physisch vor Ort abgehalten werden, die Nacherhebungen fanden via Telefon und Videokonferenz statt.  

Als ein wichtiges Ergebnis konnte die Einsicht entwickelt werden, dass die Dringlichkeit sowie die dafür 
diskutierten Maßnahmen immer noch sehr stark vom Sozialisationshintergrund bestimmt werden. Für 
Menschen, die in Ostdeutschland aufgewachsen sind und das 45. Lebensjahr überschritten haben, hat 
die Verkehrswendedebatte eher eine irritierende Wirkung. Der eigene Lebenswandel ist mehrheitlich 
um das private Auto herum gebaut, es spielt dabei weniger als Statusobjekt eine Rolle, sondern als Teil 
eines selbstverständlichen Lebens. Klimawandel oder auch Funktionsprobleme wie Parkplatzsuche und 
Staus werden als Begleiterscheinungen akzeptiert. Die Methode der Fokusgruppe erlaubte aber auch 
Reflektionen im Denk- und Handlungsdispositionen zu ermitteln. Dass dem Auto Privilegien genommen 
werden und andere Verkehrsmittel wie beispielsweise Fahrrad oder Sharing dafür ausgebaut werden 
würden, wird keineswegs abgelehnt, es hat nur schlicht keine große Relevanz. Bei Menschen unter 30 
Jahren sind auch Ost- West Unterschiede nicht mehr zu finden. Das Auto spielt einfach keine große 
Rolle, die Hälfte der Teilnehmenden in dieser Altersklasse hatte noch gar keine Fahrerlaubnis.   

Momentaner Stand  

Die für das KFZ-freie Quartier vorgesehene Fläche wurde zwischenzeitlich mehrfach verkauft, sodass 
dieses Vorhaben noch nicht begonnen werden konnte. Die Ansprechpartner*innen haben zudem 
gewechselt und alte Vereinbarungen waren daher nicht mehr gültig. Die Vertreter des 
Stadtplanungsamtes haben sich daher für eine andere Schwerpunktsetzung entschieden.  Die Umfrage 
hat aufschlussreiche und hilfreiche Ergebnisse erzielt, da die Ansprechpartner*innen auf kommunaler 
Ebene allerdings gewechselt haben, kann zum jetzigen Zeitpunkt nicht gesagt werden wie die Ergebnisse 
verstetigt werden. Mittlerweile arbeitet die Stadt rund um den Wilhelm-Leuschner-Platz an einer neuen 
Planung eines autoarmen Quartiers.  

 

2.4    Übersicht der Bundesförderprogramme für die Verkehrswende 2011-
2018 (AP 2.2) 

 

Im AP 2.2 wurde eine Übersicht der Bundesförderprogramme für die Verkehrswende von 2011-2018 
erstellt. Ursprünglich war eine Überprüfung und Auswertung bereits durchgeführter Modellvorhaben 
und eine Veranstaltung mit rund 20 Expert*innen, die aus den Modellregionen berichten (und 
Vertreter*innen der Wissenschaft), vorgesehen. Am Anfang der Durchführung von AP 2.2 zeigte sich 
allerdings recht schnell, dass dies nicht möglich ist, da die Projektergebnisse der Modellvorhaben über 
die üblichen Recherchewege im Internet nicht auffindbar sind. Die von uns durchgeführten Stichproben 
brachten weder für die Programme eine Übersicht der geförderten Projekte noch eine 
Ergebnisübersicht oder Auswertung. Da die einzelnen geförderten Projekte nicht dokumentiert sind, 
besteht auch keine Möglichkeit, gezielt nach (erfolgreichen und übertragbaren) Ergebnissen zu suchen. 
Recherchiert wurde durch eine Online Suche und durch Telefonate mit Expert*innen und 
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Mitarbeiter*innen z.B. aus der Verwaltung. Letztere bestätigten die Lage: In einem Telefongespräch mit 
dem Bayrischen Verkehrsministerium folgte z.B. auf die Frage nach der Darstellung (erfolgreich oder 
überhaupt) geförderter Projekte im Bereich Mobilität die Aussage „Dafür haben wir keine Zeit!“ 
Fundstücke zu Förderprogrammen wie z.B. zum Sofortprogramm Saubere Luft (2017-2020) 
dokumentieren dieses Dilemma: 

„In den Städten Stuttgart, Kiel, Frankfurt am Main und Ludwigsburg konnte die Luft deutlich verbessert 
werden. Die im Rahmen des Sofortprogramms geförderten Maßnahmen tragen erheblich zur 
Luftreinhaltung bei.“ 
 
„In Stuttgart wurden insg. acht Projekte gefördert: 500000 Euro fließt die größte Summe in das 
Verkehrsmanagement in Zuffenhausen. 300000 Euro gehen in die Modernisierung der sogenannten 
„Netzbeeinflussungsanlage“, Das Parkleitsystem in der Innenstadt soll mit 2,063 Millionen Euro 
ausgebaut werden (bis Mitte 2020- noch keine Berichte über den Erfolg des Ausbaus) und künftig auch 
an einen Datenmarktplatz angebunden werden, um die Daten für andere Anwendungen bereitzustellen. 
Gefördert wird darüber hinaus die digital vernetzte Haltestelle des Verkehrsverbunds Stuttgart, 
Dynamische Fahrgastinformationsanzeigen für verbesserte und einfachere Fahrgastinfos.14“ 
 
Kiel: Insgesamt sind 74 Dynamische Fahrgastinformationsanzeigen entstanden mit Informationen zu 
Echtzeitdaten, Sperrungen, Behinderungen und Veranstaltungen15 
 
Frankfurt: Kritik am Förderprogramm: „Hahn kritisierte zum Beispiel die Maßnahme, E-Busse in den 
Städten zu fördern. „Wir haben nichts davon, denn die meisten Busse, die in Limburg unterwegs sind, 
kommen aus dem Umland und fahren in die Stadt. Deren Umrüstung oder Umstieg wird nicht gefördert.“ 
Für Limburg gilt noch kein Fahrverbot. Es droht aber.16“ 
 
Diese Ausschnitte aus der Recherche machen deutlich, wie schwer es ist an einzelne Informationen zur 
Auswertung von Förderprogrammen zu kommen. Es ist natürlich möglich, dass einzelne Programme 
oder Bundesländer die Ergebnisse für die Öffentlichkeit verwertbar darstellen. Dies konnte im Rahmen 
der Recherche des Verkehrswendebüros allerdings nicht ausfindig gemacht und bestätigt werden. Dies 
zeigt zudem, wie groß der Arbeitsaufwand ist die Förderprogramme ausfindig zu machen. Kommunen 
können sich kaum um das Akquirieren von Förderanträge für den nachhaltigen Verkehr kümmern, da 
ihnen die zeitlichen Ressourcen fehlen. Aus diesem Mangel bzw. dieser Lücke heraus hat sich das 
Verkehrswendebüro entschlossen, den Inhalt des APs dynamisch an die herrschenden Bedingungen 
anzupassen und die Aufgabe zu übernehmen eine Übersicht über die Bundesförderprogramme für die 
Verkehrswende (2011-2018) zu erstellt.  

 

                                                           
14 https://www.stuttgarter-zeitung.de/inhalt.foerderung-des-bundes-fuer-saubere-luft-millionen-fuer-bessere-
luft.5d752989-91f3-437d-853b-daa54736e051.html  
15 https://www.bahnberufe.de/news/dynamische-fahrgastinfo-in-kiel/  
16 https://www.fnp.de/hessen/diesel-fahrverbote-bund-zahlt-eine-milliarde-saubere-luft-10795805.html 

https://www.stuttgarter-zeitung.de/inhalt.foerderung-des-bundes-fuer-saubere-luft-millionen-fuer-bessere-luft.5d752989-91f3-437d-853b-daa54736e051.html
https://www.stuttgarter-zeitung.de/inhalt.foerderung-des-bundes-fuer-saubere-luft-millionen-fuer-bessere-luft.5d752989-91f3-437d-853b-daa54736e051.html
https://www.bahnberufe.de/news/dynamische-fahrgastinfo-in-kiel/
https://www.fnp.de/hessen/diesel-fahrverbote-bund-zahlt-eine-milliarde-saubere-luft-10795805.html
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Abbildung 3 Ausschnitt der Übersicht zu Bundes- und Landesförderprogrammen auf der Website abrufbar unter: 
https://www.verkehrswendebuero.de/foerdermoeglichkeiten-und-ihre-nutzung/  
 

Im Vordergrund stand hier die Nützlichkeit für die Kommunen selbst. Neben der erfolglosen Suche nach 
Förderprogramm-Übersichten haben Erfahrungen aus dem Projekt (und vorherige Erfahrungen) noch 
einmal mehr aufgezeigt, wie schwer sich Kommunen mit dem Förderprozess tun: Gerade für kleinere 
Kommunen stellt neben der Antragsstellung auch das Auffinden eines Förderprogramms eine hohe 
Hürde dar, da weder das erforderliche Personal noch die Erfahrung vorhanden ist. Viele 
Förderprogramme scheiden wegen des nicht darstellbaren Eigenanteils zudem für finanzschwache 
Kommunen aus. Nachdem es keine Übersicht gab und dadurch auch keine Expert*innen aus 
Förderprogrammen gefunden werden konnten, wurde die Zusammenstellung der Bundes- und 
Landesförderprogramme zur Verkehrswende als elementaren Baustein in das AP aufgenommen. Es soll 
die Kommunen unterstützen diese Hürde zu verringern. Die Übersicht ist im Anhang angeheftet (Anhang 
1) und befindet sich öffentlich zugänglich auf der Website im Baukasten17 (siehe Kapitel 2.5). Somit 
können auch Kommunen profitieren, die nicht aktiv durch das Verkehrswendebüro beraten werden.   

 

                                                           
17 https://www.verkehrswendebuero.de/foerdermoeglichkeiten-und-ihre-nutzung/  

https://www.verkehrswendebuero.de/foerdermoeglichkeiten-und-ihre-nutzung/
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2.5 Baukasten und Leitfaden zur Qualifizierung kommunaler Akteure (AP 3.2) 

Auf der Website www.verkehrswendebuero.de/baukasten/ wurde zur Information konsolidiertes 
Wissen zur Stärkung einer nachhaltigen Verkehrswende in Form eines umfangreichen Baukastens 
bereitgestellt. Der Baukasten (und Leitfaden) dient zur Orientierung und Unterstützung der 
kommunalen Akteure mit Werkzeugen, die Hinweise und Grundlagen für die Planung und Durchführung 
von Projekten der Verkehrswende bereitstellen. Dabei soll der Baukasten kommunalen Akteuren, die 
nicht direkt vom Personal des Verkehrswendebüros unterstützt werden, eine Hilfestellung bei der 
Umsetzung von Verkehrswende-Projekten geben. Der Hintergrund ist hier die Hemmschwelle und 
Schwierigkeiten auf kommunaler Ebene weitreichender zu reduzieren. Die Inhalte sind in der 
Forschungsgruppe Digitale Mobilität des WZB breit diskutiert und auch mit anderen Vorhaben 
abgeglichen und gemeinsam kreiert worden (z.B. mit dem Forschungsprojekt „Begleitforschung 
Nachhaltige Mobilität“ (BeNaMo), das auch Teil der Forschungsgruppe Digitale Mobilität ist18). Ziel war 
es, das verfügbare Wissen zu konsolidieren und zu einem Produkt zu synthetisieren. Der Baukasten soll 
folgende Ziele erfüllen: ein Leitfaden für die Qualifizierung der kommunalen Akteure bei Maßnahmen 
zur Förderung der Verkehrswende sein, fachlich-informative und praktische Informationen anbieten, 
wissenschaftliche Expertise und Fachinformationen zu spezifischen Themen auf einem zugänglichen 
und anwendungsfreundlichen Niveau zur Verfügung stellen, über andere Praxisprojekte und mögliche 
Akteure in spezifischen Themenfeldern informieren, eine systemische Perspektive auf die Bearbeitung 
von Mobilitätsproblemen bieten und durch das Ausweisen von entsprechenden Praxisbeispielen 
bestärken.  

Der Baukasten ist in die folgenden thematischen Bausteine gegliedert:  

• On-Demand-Verkehr 
• Autonome Shuttles 
• Multimodale digitale Plattformen 
• Hubs/Mobilitätsstationen 
• Quartiersentwicklung/ Neubauquartiere 
• Partizipative Umsetzung/ Methoden 
• Betriebliches Mobilitätsmanagement 
• Experimentierklauseln und ihre Nutzung 
• Fördermöglichkeiten und ihre Nutzung 

 

Die ausgewählten Bausteine gelten als wichtige Elemente in der momentanen Umsetzung der 
Verkehrswende in Bezug auf die Reduktion des PKWs und damit gefahrenen Personenkilometern. Sie 
enthalten u.a. unterschiedliche Lösungsansätze um die Nutzung des Automobils zu verringern (wie z.B. 
On-Demand Verkehr), aber auch Methoden, die als wichtig in der Umsetzung der Projekte gesehen 
werden (wie z.B. die partizipativen Methoden). Um eine möglichst gute und effiziente Übersicht über 
die einzelnen Bausteine zu ermöglichen, als auch den Transfer von bisherigen Praxiserfahrungen zu 
ermöglichen, ist der Baukasten als ein mehrstufiges Informationsangebot konstruiert. Jeder 
thematische Baustein enthält daher eine Kurzbeschreibung der Innovation, die Chancen des Bausteins 
und Verzahnungsmöglichkeiten, die Risiken bei der Einführung/Umsetzung, als auch mögliche 

                                                           
18 https://www.zukunft-nachhaltige-mobilitaet.de  

http://www.verkehrswendebuero.de/baukasten/
https://www.verkehrswendebuero.de/on-demand-verkehr/
https://www.verkehrswendebuero.de/autonome-shuttles/
https://www.verkehrswendebuero.de/multimodale-digitale-plattformen/
https://www.verkehrswendebuero.de/hubs-mobilitaetsstationen/
https://www.verkehrswendebuero.de/quartiersentwicklung-neubauquartiere/
https://www.verkehrswendebuero.de/partizipative-umsetzung-methoden/
https://www.verkehrswendebuero.de/betriebliches-mobilitaetsmanagement/
https://www.verkehrswendebuero.de/experimentierklauseln-und-ihre-nutzung/
https://www.verkehrswendebuero.de/foerdermoeglichkeiten-und-ihre-nutzung/
https://www.zukunft-nachhaltige-mobilitaet.de/
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Anwendungsfelder und Best-Practice-Beispiele. Diese Informationen sind in drei Ebenen unterteilt: Es 
gibt dabei eine konzeptionelle Ebene, in der ein Lösungsansatz einführend kurz dargestellt wird, eine 
technisch-wissenschaftliche Ebene, die über Forschungsergebnisse in diesem Bereich informiert und 
eine praktische Ebene, die anhand von Beispielen illustriert, wie eine Anwendung dieser Lösungsansätze 
aussehen könnte. Nachfolgend werden die zentralen Elemente der drei Ebenen des Baukastens 
beschrieben: 

Konzeptionelle Ebene 

Diese Ebene des Baukastens beinhaltet jeweils eine Darstellung und Kurzbeschreibung des 
Lösungsansatzes mit zentralen Begriffen. Weitere Informationen und kurze Definitionen der zentralen 
Begriffe werden im Glossar erläutert. Zudem beschreibt sie die Chancen und Probleme, die die 
einzelnen Bausteine zur Verkehrswende beitragen.  

 

 

Abbildung 4 Konzeptionelle Ebene beispielhaft am Baustein "On-Demand-Verkehr" öffentlich zugänglich auf 
https://www.verkehrswendebuero.de/on-demand-verkehr 
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Informative Ebene 

Diese zweite Ebene des Baukastens umfasst eine Sammlung von wissenschaftlichen Studien aus dem 
Themenbereich und Informationen zu Chancen und Risiken des Lösungsansatzes. Die unterschiedlichen 
Dokumente werden dabei jeweils mit einem kurzen Teaser vorgestellt, um eine bessere Orientierung 
über ihre inhaltliche Ausrichtung zu ermöglichen. Dieser Teil des Baukastens wird bedarfsorientiert und 
sukzessive weiterentwickelt. 

 

 

Abbildung 5 Informative Ebene beispielhaft am Baustein "On-Demand-Verkehr" 
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Praktische Ebene 

Diese Ebene des Baukastens enthält Best Practice-Beispiele, Hinweise zur praktischen Umsetzung und 
Leitfäden. Auch dieser Teil des Baukastens wird bedarfsorientiert und sukzessive weiterentwickelt. 

 

 
Abbildung 6 Praktische Ebene beispielhaft am Baustein "On-Demand-Verkehr" 

 

Neben dem Baukasten waren zudem Workshops für die Qualifizierung kommunaler Akteure zum 
Arbeiten mit der Straßenverkehrsordnung (StVO) für Maßnahmen der Verkehrswende in den 
Kommunen geplant. Der Workshop sollte für die Kommunen (Städte, Gemeinden, Landkreise) konkrete 
Unterstützung bieten, welche Maßnahmen der Verkehrswende sie auf der Grundlage der neuen StVO 
und der Experimentierklausel des Personenbeförderungsgesetzes (PBerfG) umsetzen können. Während 
des Projektes kristallisierte sich allerdings heraus, dass andere Maßnahmen sich aufgrund der 
dynamischen Veränderungen als passender erwiesen: Zum einen war es während der Corona-Pandemie 
schwierig einen Workshop für kommunale Akteure zu organisieren, zum anderen kam es im März 2021 
zu neuen Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichtes zum Klimaschutz, die auch Auswirkungen 
auf das Verkehrsrecht hat. Hier stellt sich nun die Frage, wie dies das Verwaltungshandeln auf 
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kommunaler Ebene beeinflusst und wie dieses die spätere Erreichung der Klimaschutzziele unterstützen 
kann. Aus gegebenem Anlass hat das Verkehrswendebüro entschieden ein rechtliches Gutachten   
erstellen zu lassen (siehe Anhang II), dass von der Anwaltssozietät BBG und Partnern (Dr. Heike Gading) 
und der Nahverkehrsberatung Südwest (Dr. Felix Berschin) verfasst wurde. Dieses soll dazu dienen den 
Handlungsspielraum der Kommunen neu zu sondieren, um weiterhin eine gezielte und hilfreiche 
Zusammenarbeit mit den Kommunen zu gewährleisten.  

Der bahnbrechende Beschluss  vom 24. März 2021 sieht vor, den Gesetzgeber in die Pflicht zu nehmen 
zum jetzigen Zeitpunkt Schritte vorzunehmen, die Klimaschutzziele zu erreichen, um spätere Eingriffe 
in Grundrechte zu reduzieren: Demnach sollen die Reduktionen von CO2-Emmissionen vorausschauend 
so gestaltet werden, dass die damit verbundenen Freiheitseinbußen über die Zeit und zwischen den 
Generationen gleichmäßig verteilt sind. Die Anforderungen des Bundesverfassungsgerichtes richten 
sich primär an den Gesetzgeber auf Bundesebene, im Verkehrsrecht sind die Planung und Gestaltung 
des Verkehrs allerdings auf mehreren Ebenen angesiedelt (Bund, Land und Kommune). Auf kommunaler 
Ebene sieht das Gutachten die Auslegung unbestimmter Rechtsbegriffe, sprich offen-auslegbare 
Formulierungen im Gesetz, als eine Möglichkeit der kommunalen Verwaltung um die 
Klimaschutzvorgaben umzusetzen (hier muss aber mit in Fachgesetzen inhärenten Beschränkungen und 
Zersplitterungen in verschiedene Fachgesetze umgegangen werden).  Das Gutachten betrachtet dies 
anhand verschiedener Fachgesetze, wie der „Sicherheit oder Ordnung des Verkehrs“ nach StVO, 
„Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs“ nach Elektromobilitätsgesetz, „Gründe des Allgemeinwohls“ 
nach Straßenrecht der Länder, „Öffentliches Verkehrsinteresse“ des PBefG und der unbestimmten 
Rechtsbegriffe bei Maßnahmen zur Parkraumverknappung.  Anhand dieser Begrifflichkeiten zeigt das 
Gutachten, das lokale Behörden zwar die Möglichkeit haben dem Vorsorgeansatz des 
Bundesverfassungsgerichtes Rechnung zu tragen, diese Maßnahmen allerdings sehr kleinteilig auf 
verschiedene Fachgesetze verteilt sind. Zudem sind durch die neuen Regelungen die 
Verwaltungsbehörden der Länder nicht zu vorbeugendem Veraltungshandeln verpflichtet, welches die 
Klimaschutzziele intertemporal sichert. Das rechtliche Gutachten sieht einen Instrumentenkasten als 
hilfreich, der von der Bundesebene für nachgeordnete Ebenen erstellt werden könnte, um die 
Klimaschutzvorgaben vorausschauend umzusetzen. Ein weiterer Ansatz wäre auch eine direktere 
Zuordnung der Klimaschutzziele vom Bund auf Kommunen ohne notwendigerweise über die 
Landesebene zu gehen. Solche Maßnahmen sind im Verkehrsbereich allerdings bis jetzt nicht ersichtlich. 
Das Gutachten zeigt zwar neue Möglichkeiten für die Kommunen auf, allerdings sieht man, dass die 
Kommunale Verwaltungspraxis in der Entscheidung kaum mitgedacht wird.   

Das Gutachten wurde in einer Online Veranstaltung19 nach Projektende vorgestellt und mit juristischen, 
wissenschaftlichen und politischen Akteuren aus Bundes- und kommunaler Ebene diskutiert. Von über 
100 Anmeldungen gab es knapp 80 Teilnehmende, von denen viele auch Akteure aus kommunaler Praxis 
waren. Das Gutachten wurde im Anschluss der Veranstaltung an die Teilnehmenden gestreut mit der 
Aufforderung dieses großflächig zu teilen.  

  

                                                           
19 https://wzb.eu/de/veranstaltungen/wie-veraendert-der-beschluss-des-bverfg-die-
gestaltungsmoeglichkeiten-der-kommunen-im-bereich-der  

https://wzb.eu/de/veranstaltungen/wie-veraendert-der-beschluss-des-bverfg-die-gestaltungsmoeglichkeiten-der-kommunen-im-bereich-der
https://wzb.eu/de/veranstaltungen/wie-veraendert-der-beschluss-des-bverfg-die-gestaltungsmoeglichkeiten-der-kommunen-im-bereich-der
https://wzb.eu/de/veranstaltungen/wie-veraendert-der-beschluss-des-bverfg-die-gestaltungsmoeglichkeiten-der-kommunen-im-bereich-der
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2.6 Zusätzliche Beratungsleistungen  
 
Zwar konzentrierte sich das Projekt besonders auf die drei Modellkommunen, allerdings war das 
Verkehrswendebüro war für andere Kommunen20 stets erreichbar und öffentlich zugänglich. Durch die 
besondere Bündelung der Expertisen im Projekt und das Ziel des Projektes Kommunen im Allgemeinen 
bei der Konzeptionierung und Umsetzung von Verkehrswende-Projekten zu unterstützen und zu 
begleiten konnte somit auch Raum für andere Kommunen eröffnet werden. Zusätzlich zu den 
Arbeitspaketen beriet das Verkehrswendebüro demnach Anfragen aus Kommunen für konkrete 
Beratung zu Projekten der Verkehrswende: 

In Garmisch-Partenkirchen will eine Initiative aus Bürger*innen mit Akteuren aus der Verwaltung der 
Marktgemeinde zur Entlastung des Verkehrs ein e-Carsharing in Verbindung mit einem Bike- und 
Lastenrad-Sharing aufbauen. Dazu fanden zwei Workshop-Termine statt, die das Verkehrswendebüro 
unterstützend begleitete.  

In Schondorf am Ammersee möchte eine lokale Initiative ein Ride-Pooling zur Entlastung des MIV 
etablieren. Es sollen zudem die vorhandenen 50 Mitfahrbänke im Landkreis integriert werden. Dazu 
fanden ebenfalls zwei Workshop-Termine mit Beteiligung des Verkehrswendebüros statt. 

Eisenach und der Wartburgkreis haben sich mit Unterstützung des WZB für die 1. Phase des BMBF-
Wettbewerbs „MobilitätsWerkStadt 2025“ erfolgreich beworben21. Das Verkehrswendebüro 
unterstützte die bei der Stadt Eisenach für das Projekt Beschäftigten bei der Umsetzung der 1. 
Projektphase und der Konzipierung des Antrags für die 2. Phase. Geplant ist, die Plattform des in der 1. 
Phase ausgebauten Ride-Pooling-Systems „Wartburgmobil Carla“ mit weiteren Mobilitätsangeboten in 
der Region digital zu verknüpfen. 

Für die Stadt Gera wurde ein Konzept für einen „Zukunftsraum“ entwickelt, das im Rahmen der Initiative 
von Verkehrsminister Scheuer zur Bildung eines Nationalen Zentrums Mobilität im Auftrag der 
Landesregierung in Thüringen den Diskurs eingespeist wird: hierbei möchte Gera „als agiler Testraum 
für Neue Mobilität für neue Formen der Kooperation und der Kollaboration dienen und hier innovative 
Formate der Implementation neuer Technologien erarbeiten und die Entwicklung digitaler Lösungen als 
eine Art neues Gemeinschaftswerk aus Anbieter*innen und Nachfrager*innen in einem 
experimentellen Raum etablieren“22. Dabei wurde der Wissensstand der Branche aufgenommen und 
zu einem gemeinsamen Ansatz konsolidiert, bei dem das Verkehrswendebüro eine tragende Rolle 
spielte.  

  

                                                           
20 Via verkehrswendebuero@wzb.eu   

21 Für weitere Informationen siehe: https://www.zukunft-nachhaltige-mobilitaet.de/wp-
content/uploads/2020/07/OVPEVMEW.pdf 

22 Siehe: https://umwelt.thueringen.de/fileadmin/001_TMUEN/Aktuelles/2020/Gera_Konzeptpapier_final.pdf 

mailto:verkehrswendebuero@wzb.eu


DBU Abschlussbericht AZ 35575/01-44 –Projekt Verkehrswendebüro –Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialforschung 
 
 

35 
 
 

3. Öffentlichkeitsarbeit und Präsentation  

Wie bereits beschrieben werden Kommunen auch durch die mediale Präsenz des Verkehrswendebüros 
bei der Umsetzung von nachhaltigen Mobilitätsprojekten unterstützt. Der Baukasten und die Übersicht 
der Förderprogramme sind nur zwei von vielen Themen, die sich auf der Website23 befinden.  Hier 
werden u.a. laufende Informationen, News, Hintergründe und eine Replik auf die beliebtesten 
Verkehrswende-Einwände für die Information der kommunalen und anderen Akteure bereitgestellt. 
Neben der Website erhöht der Twitter-Account des Verkehrswendebüros die Sichtbarkeit des Projekts. 
Beide Medien werden laufend aktualisiert und monatlich erscheint auf der Website und bei Twitter24 
ein Beitrag zu einem für die Verkehrswende relevanten Thema. Durch die Website wurde das Projekt-
Team von vielen hilfesuchenden Kommunen, aber auch interessierten Akteuren (z.B. aus der 
Wissenschaft) kontaktiert. Die Projektseite erfreute sich über eine hohe Besucher*innenzahl, die seit 
Juni 2020 stetig gestiegen ist (siehe z.B. Monats-Summe der Anfragen in der unteren Tabelle).  

 

Abbildung 7 Zusammenfassung der Klickzahlen der Verkehrswendebüro-Website von Juni 2020-Mai 2021 (Quelle: 
Cymage)   

Auf www.verkehrswendebuero.de und Twitter wurden neben anderen Beiträgen eigene 
Stellungnahmen veröffentlicht, wie zum Beispiel eine Forderung nach einer wirtschaftlich stabilen 
Perspektive für innovative Mobilitätsanbieter25 oder eine Stellungnahme zur Kaufprämie für PKWs26. 

                                                           
23 www.verkehrswendebuero.de 

24 https://twitter.com/verkehrs_wende?lang=de  

25 https://www.verkehrswendebuero.de/innovative-mobilitaetsanbieter/ 

26 https://www.verkehrswendebuero.de/gegen-die-verkehrtwende-fuer-ein-konjunkturprogramm-fuer-neue-
mobilitaet-neue-wirtschaftskraft-und-neue-lebensqualitaet/ 

http://www.verkehrswendebuero.de/
https://twitter.com/verkehrs_wende?lang=de
http://www.verkehrswendebuero.de/
http://www.verkehrswendebuero.de/
https://twitter.com/verkehrs_wende?lang=de
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Die zwischenzeitlich erarbeiteten Ergebnisse aus dem Verkehrswendebüro wurden zudem in Absprache 
mit den Kommunen parallel in unterschiedlichen Medien und in lockerer Folge veröffentlicht. Dazu 
wurde zudem eine Zusammenarbeit mit dem KLIMAREPORTER27 vereinbart, bei dem mit dem 
Verkehrswendebüro eine Serie über Hemmnisse bei der Verkehrswende und über Lösungen für eine 
nachhaltige, zukunftsfähige Mobilität ins Leben gerufen wurde.  Durch die Kooperation mit dem Online 
Portal KLIMAREPORTER wird eine bessere Reichweite erzielt. Der KLIMAREPORTER spricht genau das 
Klientel im Umfeld der Kommunen an und kann diese bei der Meinungsbildung unterstützen. 
Gegenstand der Vereinbarung ist die Produktion von Artikeln, Hintergrundberichten sowie 
Unterstützung bzw. Pressevermarktung von (digitalen) Veranstaltungen.  

Abbildung 8 Artikelserie des Klimareporters in Kooperation mit dem Verkehrswendebüro 
(https://www.klimareporter.de/tag/serie-kurswechsel) 

 
Das Verkehrswendebüro hat sich zudem digital in zwei Veranstaltungen auf der micromobility 28 
(Hannover) präsentiert (M1). Teil der Meilensteine (M2) im Projekt war zudem eine 

                                                           
27 https://www.klimareporter.de  

28 https://www.micromobilityexpo.de  

https://www.micromobilityexpo.de/
https://www.klimareporter.de/
https://www.micromobilityexpo.de/


DBU Abschlussbericht AZ 35575/01-44 –Projekt Verkehrswendebüro –Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialforschung 
 
 

37 
 
 

Anschlussveranstaltung. Diese fand am 18. Mai 2021 im Rahmen der Reihe #DBUdigital Online-Salon 29 
unter dem Namen „Impulse und Umsetzungspraxis für eine nachhaltige, kommunale Verkehrswende“ 
statt.  Hier unterstützte das Verkehrswendebüro die DBU bei den Vorbereitungen und stellte zudem das 
Projekt vor. Neben der Projektleitung und einem Vertreter aus den Modellkommunen wurden zudem 
drei Expert*innen zu unterschiedlichen Themen der nachhaltigen Mobilität eingeladen. Da sich die 
Veranstaltung u.a. auch an kommunale Akteure richtete, die in ihrer Region selbst aktiv werden und 
etwas an der Mobilität verändern wollen, wurde dies bei der Outreach-Strategie mitgedacht. Von über 
400 Anmeldungen gab es über 270 Teilnehmer*innen. Die Ergebnisse und Abschlussveranstaltungen 
wurden dokumentiert und sind zudem weiterhin öffentlich30 verfügbar.  
 

 
Abbildung 9 Titelbild der Veranstaltung #DBUdigital Online-Salon Mobilität © Deutsche Bundesstiftung Umwelt 

 

  

                                                           
29 https://www.dbu.de/550artikel38979_2440.html  

30 https://www.youtube.com/watch?v=uWVCInx2FnY  

https://www.dbu.de/550artikel38979_2440.html
https://www.youtube.com/watch?v=uWVCInx2FnY
https://www.dbu.de/550artikel38979_2440.html
https://www.youtube.com/watch?v=uWVCInx2FnY
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4. Zusammenfassung der Ergebnisse aus den APs und Schlussfolgerungen 

Die Erfolgskriterien des Projektes und der Modellkommunen sollten auf drei unterschiedlichen Ebenen 
messbar werden: Gelingt es, in drei Kommunen Konzepte zu etablieren, die eine dauerhafte Reduktion 
von Fahrzeugen und Personenkilometern in der beschriebenen Form plausibel in Aussicht stellen? 
Gelingt es, mit den drei Kommunen einen Plan zu entwickeln, die Arbeit des Verkehrswendebüros in 
der Kommunalarbeit aussichtsreich zu verstetigen? Gelingt es, den Diskurs über die Verkehrswende als 
kommunale Aufgabe in den allgemeinen politischen Diskurs zu etablieren? Es wurde mit den drei 
Modellkommunen jeweils ein Verkehrswende-Konzept ausgearbeitet, bei dem das Verkehrswendebüro 
die Kommunen in der Umsetzung unterstützen sollte. Diese wurden in enger Zusammenarbeit mit 
Akteur*innen aus den jeweiligen Kommunen erarbeitet, was während der Laufzeit zu 
Schwerpunktänderungen führte, da im Prozess oft lokale Bedürfnisse deutlich wurden, die zuvor nicht 
sichtbar waren. Die dauerhafte Umsetzung der jeweiligen Vorhaben stellte sich allerdings oft als 
schwierig heraus, in fast allen Kommunen konnten bis zum Projektende allerdings Erfolge mit Aussicht 
auf langfristige Verstetigung verortet werden. In Gingst wurde der Förderantrag aufgrund von 
Schwierigkeiten auf Verwaltungs- und kommunalpolitischer Ebene nicht finalisiert. Stattdessen konnte 
auf der Nebeninsel Ummanz ein Antrag für den Ausbau von Radwegen eingereicht und gewonnen 
werden. Lennestadt/Drolshagen gewann die Ausschreibung mit einer Ridepooling-App und ein 
autonomes Shuttle (SAM) konnte in den Probebetrieb starten. Leipzig konnte die Quartierspläne nicht 
fortsetzen, da das geplante Grundstück verkauft wurde und die aktiven Akteure vor Ort wechselten. Es 
wurden allerdings Bürgerbefragungen durchgeführt, die die Kommune dabei unterstützen sollen, die 
Bevölkerung zu verstehen und gemeinsam nach weiteren Lösungen für die Mobilitätswende zu suchen. 
Durch die Arbeit des Verkehrswendebüros wurden Kommunen (und dies auch außerhalb der APs) bei 
konkreten Umsetzungs-Schritten unterstützt. Die gesetzten konkreten Ziele wurden demnach erreicht, 
der Arbeits- und Zeitplan konnte weitgehend eingehalten werden. Die Kosten waren angemessen 
kalkuliert.  
 
Bezogen auf die Modellkommunen stehen alle drei Projekte beispielhaft dafür, dass Verkehrswende-
Projekte auf kommunaler Ebene in unterschiedlichen Raumtypen teilweise auch schwierig zu realisieren 
ist und dass diese hierbei aktive Unterstützung benötigen. Es zeigt zudem wie wichtig der Einbezug der 
einzelnen Kontexte ist. Inwiefern das übergeordnete Ziel –die Reduktion der PKW und der gefahrenen 
Personenkilometer um 50%- erreicht wurde, lässt sich erst bei langfristiger Verstetigung der Projekte in 
den nächsten Jahren sagen. Ein weiteres Ziel des Projektes war es, die Ergebnisse der Arbeit mit 
Kommunen im Bereich Verkehrswende zu bewerten, die für die weitere Verstetigung des Vorhabens 
hilfreich sein können. Aus der Projektarbeit des Verkehrswendebüros können somit folgende 
Schlussfolgerungen gezogen werden: 
 

• Die beteiligten Kommunen zeigen bei der Verkehrswende im Sinne der Reduktion des MIV und 
der Verbreiterung des Umweltverbundes ein sehr hohes Engagement. 

• Die Kommunen sind aber für Maßnahmen der Verkehrswende zum Beispiel bei Entwicklung 
innovativer Projektideen in der Verwaltung nicht aufgestellt. 

• Die Kommunen sind bei der Antragsstellung bereits überfordert; benötigt wird eine andere 
Förderlogik, in der nicht die Kommunen selbst, sondern dafür geeignete Akteure solche Anträge 
schreiben und dann gezielte Unterstützungsmaßnahmen anbieten. 
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• Konkrete Unterstützung der Akteure der Zivilgesellschaft und der Verwaltung kann eine 
Anschubunterstützung mit weiterer punktueller weiterer Begleitung sein.  

• Maßnahmen und Projekte der Verkehrswende können nicht durch Verwaltungshandeln allein 
erreicht werden. Es muss in den Kommunen der politische Wille bei den gewählten Akteuren 
vorhanden sein, die wiederum Handlungsanleitung und -rahmen für die Verwaltung vorgeben 
und die politische Verantwortung übernehmen. 

 
Dem WZB liegen zudem eine Reihe von Erfahrungen aus der vom BMBF geförderten Programmlinie 
„MobilitätsWerkStadt 2025“ vor, in der 48 Kommunen gefördert werden. In Kombination mit den 
Erfahrungen aus der Projektarbeit des Verkehrswendebüros zeichnen sich inhaltlich folgende weitere 
Schlussfolgerungen ab: 

 

• Um den MIV zu senken, sind Alternativen notwendig. Weder das Fahrrad oder Busse und 
Bahnen bzw. Busse und Bahnen in Kombination sind alleine geeignet, diese Alternativen 
darzustellen. Als Achillesferse der Verkehrswende entpuppen sich Angebote, die die 
bestehenden ÖV-Systeme um die berühmte „letzte Meile“ ergänzen. Wenn den Bahn- und 
Busbetreibern nicht gelingt, eine Tür-zu-Tür Beförderung zu organisieren, dann wird die 
Verkehrswende nicht gelingen. Im Konjunkturprogramm vorgesehene Stützungsmaßnahmen 
sehen das explizit nicht vor. Hier könnten Projekte wie das Verkehrswendebüro eine 
strategische Funktion übernehmen.  
 

• Ein zweiter Punkt ist die notwendige Veränderung der Kommunikation: Verkehrswende 
funktioniert zurzeit nur in einer eingeschworenen „Blase der üblichen Verdächtigen“. 
Gebraucht wird dringend eine Strategie, weitere Kreise mit anderen Biographien und sozialen 
Lagen in diese Bewegung miteinzubeziehen. Auch hier könnten Projekte wie das 
Verkehrswendebüro eine strategische Lücke füllen. 
 

• Kommunen mit gravierenden haushalterischen Problemen fallen aus der „normalen“ 
Förderlogik heraus, da sie den erforderlichen Eigenanteil bei Projekten nicht darstellen können. 
Nur bei 100 Prozent-Förderung können sie sich an solchen Ausschreibungen beteiligen. 
 

• Innovative Projekte brauchen vor Ort immer mindestens eine (gut vernetzte und fachlich gut 
aufgestellte) Person als Treiber*in eines Projektes. Die Initiative muss lokal und regional 
verankert sein und bedarf der Unterstützung von Politik und Verwaltung.  
 

• Alle drei Modellprojekte im Verkehrswendebüro stehen beispielhaft dafür, dass die Einführung 
einer digitalen Plattform bzw. einer Radinfrastruktur (Gingst), eines (teil-)automatischen 
Shuttles (Drolshagen/Lennestadt) sowie die Realisierung einer autoarmen 
Quartiersentwicklung im herrschenden kommunalen Rechtsgebilde (Leipzig) kaum oder nur 
schwierig zu realisieren sind, von der Verwaltung nicht im Routinebetrieb umgesetzt werden 
können und die politische Unterstützung der kommunalen Verantwortlichen benötigen.  
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5. Fazit und weitere Schritte  

Die Stärkung einer nachhaltigen Verkehrswende in Kommunen war das grundsätzliche Arbeitsziel des 
Verkehrswendebüros. Dies sollte konkret anhand der Unterstützung von 3 Kommunen geschehen, die 
bei Umsetzungsschritten begleitet wurden. Neben der Zusammenarbeit mit den drei 
Modellkommunen wurden unter anderem auch ein Baukasten und eine Übersicht zu momentanen 
Förderprogrammen erstellt.  Sie dienen dazu den Kommunen zu helfen, Lösungen zu realisieren, 
indem sie Vorbilder und nötige Maßnahmen bündelt. Diese und weitere Maßnahmen (wie z.B. die 
Abschlussveranstaltung oder die mediale Verstetigung) sind auch über das Projekt hinaus für alle 
Kommunen hilfreich, die Verkehrswendemaßnahmen ergreifen wollen, und die Website, als auch die 
Daten selbst, sollen auch nach Projektschluss für interessierte Akteure und Kommunen weiterhin 
zugänglich bleiben. Demnach konnten die konkreten Ziele des Projektes erreicht werden, Kommunen 
bei ihrem Vorhaben hin zu nachhaltigen Mobilitätskonzepten zu unterstützen -sowohl bei der 
Konzeptionierung, als auch bei der Verstetigung. Zwar ist die offizielle Förderperiode des 
Verkehrswendebüros vorbei, die Projektmitarbeitenden sind aber weiterhin mit den Kommunen über 
die Projektzeit hinaus verbunden und unterstützen diese bei Bedarf (z.B. bei dem weiteren Ausbau 
des autonomen Shuttles in Lennestadt, der Konzeption einer neuen Siedlung in Drolshagen, sowie bei 
der Entwicklung eines autoarmen Quartiers in Leipzig). Zusätzlich wird sich gemeinsam über 
zukünftige Schritte ausgetauscht: Der sich im Verkehrswendebüro gegründete Beirat wird das dort 
gebündelte Wissen für Kommunen zur Verfügung halten.  

Denn eines ist durch das Projekt noch klarer geworden: Vor allem die Arbeit mit den drei Kommunen 
hat gezeigt, dass die Verkehrswende trotz Unterstützung des Verkehrswendebüros in den Kommunen 
teilweise schwer umzusetzen war –vor allem, wenn gewisse Rahmenbedingungen nicht gegeben 
waren. Zusätzlich sind die Verwaltungshürden weiterhin groß und Kommunen benötigen weit mehr 
Unterstützung. Dies zeigt neben der Arbeit in den Kommunen auch das rechtliche Gutachten über den 
Beschluss des Bundesverfassungsgerichtes, bei dem die kommunale Ebene wird kaum mitgedacht 
wurde: Zwar gibt es durch die Entscheidung einen größeren Handlungsspielraum beim Umsetzen von 
Verkehrswendemaßnahmen, allerdings sind diese sehr kleinteilig und auf unterschiedliche 
Fachgesetze verteilt. Die Hürden zum Umsetzen von nachhaltiger Mobilität werden der kommunalen 
Verwaltung dadurch nicht genommen.  

Konkrete Begleitung der Akteure der Zivilgesellschaft und der Verwaltung, wie die des 
Verkehrswendebüros, kann somit eine Anschubunterstützung sein, hilfreich für die Kommunen ist 
aber eine strukturelle und langfristig wirksame Unterstützung. Das Verkehrswendebüro möchte 
demnach Akteure aus der Branche, aber auch Fördermittelgeber*innen auf Landes- und 
Bundesebene dazu aufrufen, weitere Projekte ins Leben zu rufen, die die Kommunen bei der 
Umsetzung von nachhaltiger Mobilität beraten und unterstützen können, sowie strukturelle Hürden 
erkennen und abbauen zu können. Die Kommunen gehören zu den wichtigsten operativen Akteuren 
der Verkehrswende. Diese gilt es zu verstetigen. Das Verkehrswendebüro hat gezeigt, wie wertvoll 
eine solche Arbeit sein kann.  
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7. Anlagen  

ANLAGE I ZUM ARBEITSPAKET 2.1 

Diese Veranstaltung konnte Corona-bedingt nicht geplant werden. Die vom Verkehrswendebüro 
erstellte Übersicht durchgeführter Modell-Projekte zeigt deutlich, dass die Projektergebnisse über die 
üblichen Recherchewege im Internet nicht auffindbar sind. Die von uns durchgeführten Stichproben 
brachten weder für ein Programm eine Übersicht der geförderten Projekte noch eine Ergebnisübersicht 
oder Auswertung. Da die einzelnen geförderten Projekte nicht dokumentiert sind, besteht auch keine 
Möglichkeit, gezielt nach (erfolgreichen und übertragbaren) Ergebnissen zu suchen. 

Es wurde eine Übersicht Bundesförderprogramme für die Verkehrswende 2011-2018 erstellt: 

Thema Ziel Wer und wie viel Wo und was  Quelle 

Lotsenstelle 
Fonds 
Nachhaltige 
Mobilität 
(kein direktes 
Förderprogra
mm —> 
zentrale 
Anlaufstelle 
für 
Kommunen) 

Kommunen die Möglichkeit zu 
geben, über einen 
Ansprechpartner wichtige 
Informationen zur 
nachhaltigen Mobilität im 
Gesamtkontext des 
Nationalen Forums Diesel zu 
beziehen 
 
Berät die Kommunen zu 
Fördermöglichkeiten des 
Bundes, die Bezug zu 
schadstoffreduzierenden 
Maßnahmen im kommunalen 
Raum haben, und bietet eine 
Unterstützung bei der 
Einordnung von kommunalen 
Vorhaben in 
Förderprogramme des 
Bundes. 

BMVI 
 
 

Bundesweit 
Kommunen 

https://www.bmvi.
de/SharedDocs/DE
/Artikel/DG/lotsen
stelle-fonds-
nachhaltige-
mobilitaet.html  

Sofortprogra
mm Saubere 
Luft  

Maßnahmen für die 
Elektrifizierung des urbanen 
Verkehrs und die Errichtung 
von Ladeinfrastruktur, 
Maßnahmen für die 
Digitalisierung von 
Verkehrssystemen sowie 
Maßnahmen zur Nachrüstung 
von Diesel-Bussen im ÖPNV 
mit 
Abgasnachbehandlungssyste
men. 
 
Förderung der Nachrüstung 
von Diesel-Bussen 

Verschiedene 
Programme in 
unterschiedlicher 
Höhe, siehe 
nächste Spalte:  

Digitalisierung 
kommunaler 
Verkehrssyste
me  
836,1 Millionen  
Hardware-
Nachrüstung 
von Kommunal- 
sowie 
Handwerker- 
und 
Lieferfahrzeuge 
430 Millionen  
Stärkung des 
ÖPNVs 

https://www.bmvi.
de/SharedDocs/DE
/Artikel/G/sofortpr
ogramm-saubere-
luft-2017-
2020.html  

https://www.bmvi.de/SharedDocs/DE/Artikel/DG/lotsenstelle-fonds-nachhaltige-mobilitaet.html
https://www.bmvi.de/SharedDocs/DE/Artikel/DG/lotsenstelle-fonds-nachhaltige-mobilitaet.html
https://www.bmvi.de/SharedDocs/DE/Artikel/DG/lotsenstelle-fonds-nachhaltige-mobilitaet.html
https://www.bmvi.de/SharedDocs/DE/Artikel/DG/lotsenstelle-fonds-nachhaltige-mobilitaet.html
https://www.bmvi.de/SharedDocs/DE/Artikel/DG/lotsenstelle-fonds-nachhaltige-mobilitaet.html
https://www.bmvi.de/SharedDocs/DE/Artikel/DG/lotsenstelle-fonds-nachhaltige-mobilitaet.html
https://www.bmvi.de/SharedDocs/DE/Artikel/G/sofortprogramm-saubere-luft-2017-2020.html
https://www.bmvi.de/SharedDocs/DE/Artikel/G/sofortprogramm-saubere-luft-2017-2020.html
https://www.bmvi.de/SharedDocs/DE/Artikel/G/sofortprogramm-saubere-luft-2017-2020.html
https://www.bmvi.de/SharedDocs/DE/Artikel/G/sofortprogramm-saubere-luft-2017-2020.html
https://www.bmvi.de/SharedDocs/DE/Artikel/G/sofortprogramm-saubere-luft-2017-2020.html
https://www.bmvi.de/SharedDocs/DE/Artikel/G/sofortprogramm-saubere-luft-2017-2020.html
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131 Millionen  
Radverkehr 
900 Millionen  

Förderprogra
mm 
Elektromobilit
ät  

Anwendungsorientierte 
Forschung und Entwicklung 
(sogenannte Demo-
Großprojekte): Hier sollen 
Forschungsfragen 
beantwortet werden, die sich 
aus dem Einsatz von 
bestehenden Fahrzeugflotten 
(auch Flottenmixe zulässig) 
und der betriebsnotwendigen 
Infrastruktur ergeben - mit der 
Perspektive des weiteren 
Ausbaus. 

Technologieforschung und -
entwicklung in 
Anwendungsbereichen mit 
geringer 
Fahrzeugverfügbarkeit 
(Marktverfügbarkeit), u.a. in 
den Anwendungsfeldern 
Güter-/Wirtschaftsverkehr 
(insbesondere Lkw),  

Busse, Schiffe und 
Sonderverkehre. 

Beschaffung von 
Elektrofahrzeugen, den 
Aufbau von Ladeinfrastruktur 
und die Erarbeitung von 
kommunalen 
Elektromobilitätskonzepten 
sowie anwendungsorientierte 
Forschungs- und 
Demonstrationsvorhaben. Für 
die Förderrichtlinie stehen bis 
2019 jährlich rund 30 
Millionen Euro bereit, die 
NOW GmbH ist mit der 
Koordination und Steuerung 
des Förderprogramms 
beauftragt. 

BMVI 
 
30 Millionen 
Euro 

Unternehmen 
der 
gewerblichen 
Wirtschaft, 
Hochschulen, 
außeruniversitä
re 
Forschungseinri
chtungen, 
Gebietskörpers
chaften und 
gemeinnützige 
Organisationen 

https://www.now-
gmbh.de/de/bund
esfoerderung-
elektromobilitaet-
vor-
ort/foerderrichtlini
e 
 
 
 
https://www.bmvi.
de/SharedDocs/DE
/Artikel/G/elektrifi
zierung-des-
verkehrs.html  

Ladeinfrastru
ktur 

flächendeckendes, 
bedarfsgerechtes und 
nutzerfreundliches Netz an 

BMVI/ BAV 
 
50 Mio. EUR  

 alle Fahrzeuge, 
die nicht den 
Zulassungsklass
en N1, N2 oder 

https://www.bav.b
und.de/DE/4_Foer
derprogramme/6_
Foerderung_Ladei

https://www.now-gmbh.de/de/bundesfoerderung-elektromobilitaet-vor-ort/foerderrichtlinie
https://www.now-gmbh.de/de/bundesfoerderung-elektromobilitaet-vor-ort/foerderrichtlinie
https://www.now-gmbh.de/de/bundesfoerderung-elektromobilitaet-vor-ort/foerderrichtlinie
https://www.now-gmbh.de/de/bundesfoerderung-elektromobilitaet-vor-ort/foerderrichtlinie
https://www.now-gmbh.de/de/bundesfoerderung-elektromobilitaet-vor-ort/foerderrichtlinie
https://www.now-gmbh.de/de/bundesfoerderung-elektromobilitaet-vor-ort/foerderrichtlinie
https://www.now-gmbh.de/de/bundesfoerderung-elektromobilitaet-vor-ort/foerderrichtlinie
https://www.bmvi.de/SharedDocs/DE/Artikel/G/elektrifizierung-des-verkehrs.html
https://www.bmvi.de/SharedDocs/DE/Artikel/G/elektrifizierung-des-verkehrs.html
https://www.bmvi.de/SharedDocs/DE/Artikel/G/elektrifizierung-des-verkehrs.html
https://www.bmvi.de/SharedDocs/DE/Artikel/G/elektrifizierung-des-verkehrs.html
https://www.bmvi.de/SharedDocs/DE/Artikel/G/elektrifizierung-des-verkehrs.html
https://www.bav.bund.de/DE/4_Foerderprogramme/6_Foerderung_Ladeinfrastruktur/Foerderung_Ladeinfrastruktur_node.html
https://www.bav.bund.de/DE/4_Foerderprogramme/6_Foerderung_Ladeinfrastruktur/Foerderung_Ladeinfrastruktur_node.html
https://www.bav.bund.de/DE/4_Foerderprogramme/6_Foerderung_Ladeinfrastruktur/Foerderung_Ladeinfrastruktur_node.html
https://www.bav.bund.de/DE/4_Foerderprogramme/6_Foerderung_Ladeinfrastruktur/Foerderung_Ladeinfrastruktur_node.html
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Ladeinfrastruktur, sodass die 
Nutzer von E-Fahrzeugen 
überall in Deutschland schnell 
und unkompliziert nachladen 
können.  

Hierfür werden bis 2020 
insgesamt 300 Mio. Euro an 
Fördermitteln zur Verfügung 
gestellt.  

N3 
entsprechen 
(z.B. 
Zulassungsklass
e M. nicht 
straßengebund
ene Fahrzeuge) 

Hybride (HEV) 

Plug-In-Hybride 
(PHEV) sowie 

Fahrzeuge mit 
Antriebsbatteri
e auf Bleibasis 

nfrastruktur/Foerd
erung_Ladeinfrast
ruktur_node.html  

Beschaffung 
von 
Elektrobussen 
für den 
öffentlichen 
Personennah
verkehr 
(ÖPNV) mit 
bis zu 80 
Prozent der 
Investitionsm
ehrkosten. 

Vor dem Hintergrund des 
Klimaschutzabkommens von 
Paris hat sich die 
Bundesregierung im 
Klimaschutzplan 2050 das Ziel 
gesetzt, die 
Treibhausgasemissionen des 
Verkehrs bis 2030 um 40 bis 
42% gegenüber 1990 zu 
reduzieren. Dazu kann der 
öffentliche 
Personennahverkehr (ÖPNV) 
einen wichtigen Beitrag 
leisten, indem durch attraktive 
Angebote Fahrten im 
motorisierten 
Individualverkehr vermieden 
werden. Gleichzeitig müssen 
aber auch die 
Treibhausgasemissionen bei 
den ÖPNV-Fahrten selbst 
weiter verringert werden, um 
das Ziel eines klimaneutralen 
Verkehrs langfristig erreichen 
zu können  

BMWi/BMU 
 
Flexible Grenze 
von 15 Mio pro 
Unternehmen  

Unternehmen 
der 
gewerblichen 
Wirtschaft oder 
der 
öffentlichen 
Hand, deren 
Aufgabe in der 
Dienstleistung 
besteht, 
Personen im 
ÖPNV zu 
transportieren 
(Verkehrsbetrie
be). 
Förderanträge 
kleiner und 
mittlerer 
Unternehmen 
(KMU) werden 
ausdrücklich 
begrüßt  

https://www.bmu.
de/fileadmin/Date
n_BMU/Download
_PDF/Verkehr/elek
trobusse_foerderri
chtlinie_bf.pdf 

https://www.bav.bund.de/DE/4_Foerderprogramme/6_Foerderung_Ladeinfrastruktur/Foerderung_Ladeinfrastruktur_node.html
https://www.bav.bund.de/DE/4_Foerderprogramme/6_Foerderung_Ladeinfrastruktur/Foerderung_Ladeinfrastruktur_node.html
https://www.bav.bund.de/DE/4_Foerderprogramme/6_Foerderung_Ladeinfrastruktur/Foerderung_Ladeinfrastruktur_node.html
https://www.bmu.de/fileadmin/Daten_BMU/Download_PDF/Verkehr/elektrobusse_foerderrichtlinie_bf.pdf
https://www.bmu.de/fileadmin/Daten_BMU/Download_PDF/Verkehr/elektrobusse_foerderrichtlinie_bf.pdf
https://www.bmu.de/fileadmin/Daten_BMU/Download_PDF/Verkehr/elektrobusse_foerderrichtlinie_bf.pdf
https://www.bmu.de/fileadmin/Daten_BMU/Download_PDF/Verkehr/elektrobusse_foerderrichtlinie_bf.pdf
https://www.bmu.de/fileadmin/Daten_BMU/Download_PDF/Verkehr/elektrobusse_foerderrichtlinie_bf.pdf
https://www.bmu.de/fileadmin/Daten_BMU/Download_PDF/Verkehr/elektrobusse_foerderrichtlinie_bf.pdf
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Schwerlastenf
ahrräder  

Im Rahmen der Kleinserien-
Richtlinie sind Investitionen in 
E-Schwerlastenfahrräder und 
Schwerlastenanhänger mit 
elektrischer 
Antriebsunterstützung für den 
fahrradgebundenen 
Lastenverkehr förderfähig. 

BAFA 
 
maximal 2.500 
Euro pro 
Lastenfahrrad 

private 
Unternehmen 
unabhängig von 
ihrer 
Rechtsform 
(einschließlich 
Genossenschaf
ten) 
 
freiberuflich 
Tätige 
Unternehmen 
mit 
kommunaler 
Beteiligung 
 
öffentliche, 
gemeinnützige 
und 
religionsgemei
nschaftliche 
Hochschulen 
(ausgenommen
: 
Volkshochschul
en) 

•  Forsch
ungseinr
ichtunge
n und 
Kranken
häuser 
sowie 
deren 
Träger 

•  Komm
unen 
(Städte, 
Gemein
den, 
Landkrei
se) 

https://www.bafa.
de/DE/Energie/En
ergieeffizienz/Klei
nserien_Klimaschu
tzprodukte/Schwe
rlastenfahrraeder/
schwerlastenfahrr
aeder_node.html 

https://www.bafa.de/DE/Energie/Energieeffizienz/Kleinserien_Klimaschutzprodukte/Schwerlastenfahrraeder/schwerlastenfahrraeder_node.html
https://www.bafa.de/DE/Energie/Energieeffizienz/Kleinserien_Klimaschutzprodukte/Schwerlastenfahrraeder/schwerlastenfahrraeder_node.html
https://www.bafa.de/DE/Energie/Energieeffizienz/Kleinserien_Klimaschutzprodukte/Schwerlastenfahrraeder/schwerlastenfahrraeder_node.html
https://www.bafa.de/DE/Energie/Energieeffizienz/Kleinserien_Klimaschutzprodukte/Schwerlastenfahrraeder/schwerlastenfahrraeder_node.html
https://www.bafa.de/DE/Energie/Energieeffizienz/Kleinserien_Klimaschutzprodukte/Schwerlastenfahrraeder/schwerlastenfahrraeder_node.html
https://www.bafa.de/DE/Energie/Energieeffizienz/Kleinserien_Klimaschutzprodukte/Schwerlastenfahrraeder/schwerlastenfahrraeder_node.html
https://www.bafa.de/DE/Energie/Energieeffizienz/Kleinserien_Klimaschutzprodukte/Schwerlastenfahrraeder/schwerlastenfahrraeder_node.html
https://www.bafa.de/DE/Energie/Energieeffizienz/Kleinserien_Klimaschutzprodukte/Schwerlastenfahrraeder/schwerlastenfahrraeder_node.html
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Radschnellwe
ge  

Erhalt und die Erweiterung 
von Radschnellwegen  
 
Radschnellwege insbesondere 
für urbane Räume und 
Metropolregionen 
interessant. Sie dienen dazu, 
Pendlerverkehre verstärkt mit 
dem Fahrrad abzuwickeln, 
Staus zu vermeiden und den 
Verkehr insgesamt zu 
verflüssigen. Radschnellwege 
können somit negative 
Verkehrsfolgen wie 
Lärmbelastung und 
Schadstoffemissionen 
reduzieren und einen Beitrag 
zum Klimaschutz leisten. 

BMVI + 
 
jährlich rund 100 
Millionen Euro 

(keine leicht 
zugänglichen 
weiteren 
Informationen) 

https://www.bmvi.
de/SharedDocs/DE
/Artikel/StV/radsc
hnellwege.html  
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https://www.bmvi.de/SharedDocs/DE/Artikel/StV/radschnellwege.html
https://www.bmvi.de/SharedDocs/DE/Artikel/StV/radschnellwege.html
https://www.bmvi.de/SharedDocs/DE/Artikel/StV/radschnellwege.html
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ANLAGE II: RECHTLICHES GUTACHTENS ZUM BUNDESVERFASSUNGSGERICHTSBESCHLUSS VOM 
24.03.2021 
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ANLAGE III: IDEEN ZU EINER INTEGRATIVEN, REGIONALEN MOBILITÄTSVERWALTUNG  

Eine Idee zur Unterstützung der Verwaltung beim Umsetzen der Verkehrswende ist die Schaffung einer 
„Integrativen regionalen Mobilitätsverwaltung“. Ziel ist es, eine Einheit zu schaffen, die in der Lage ist, 
ein inter- bzw. multimodales holistisches Mobilitätskonzept für einen verkehrlich zusammenhängenden 
Teilraum (Region) über die herkömmlichen territorialen und sachlichen Zuständigkeitsgrenzen hinweg 
zu gewährleisten. Dazu soll diese Einheit die Aufgabe und die Mittel besitzen, Verkehrsträger-
übergreifend zu planen, Maßnahmen zu koordinieren, umzusetzen und die Finanzierung abzuwickeln. 
Diese Einheit soll das Gesamtsystem „Mobilität“ für die Stadt (…) und den Landkreis (…) als verkehrlich 
zusammenhängenden Teilraum effektiv und an den politisch vorzugebenden strategischen Zielen 
ausgerichtet steuern und bereitstellen. In dieser Einheit sollen alle dafür erforderlichen behördlichen 
Kompetenzen und Ressourcen gebündelt werden. Die Einheit kann stichworthaft beschrieben werden 
als „integrativer regionaler Mobilitäts-Aufgabenträger“. Der Mobilitäts-Aufgabenträger soll dabei nicht 
nur klassischen ÖPNV verantworten, sondern auch Mikromobilität, Shared Mobility, die Integration und 
Multimodalität (Fuß- und Radverkehr), Digitalisierung im Sinne von Mobility as a Servcie, 
ordnungsrechtliche Aspekte und Parkraumbewirtschaftung, Quer-, Dritt- und Nutznießerfinanzierung in 
Einklang bringen und die verschiedenen Planungswerke (Nahverkehrsplan, Bauleitplanung und weitere) 
unter dem Aspekt der Mobilität zu einem alle relevanten Verkehrsträger umfassenden, regionalen 
Mobilitätsplan integrieren. 

Soweit neuartige Mobilitätsformen wie z.B. Shared Mobility und Mikromobilität betroffen sind, soll die 
integrierte Mobilitätsverwaltung nicht nur den regulatorisch-organisatorischen Rahmen bereitstellen, 
sondern als Mobilitätsaufgabenträger auch Lücken im Angebot des freien Marktes identifizieren und 
ggf. im Rahmen von Beschaffungsvorgängen diese schließen. Dabei wäre noch zu prüfen, inwieweit hier 
wettbewerbliche Vergaben oder ggf. die Bereitstellung der Dienste durch interne Dienstleister wie z.B. 
die XXX infrage kommen. 

Ausgangspunkt der Überlegungen, die zu diesem Teilprojekt geführt haben, ist die „doppelte 
Zersplitterung“ der Verwaltungs-, Planungs-, und Finanzierungskompetenzen im Bereich der 
kommunalen und regionalen Nah-Mobilität – einerseits in organisatorisch-sachlicher, andererseits in 
örtlicher Hinsicht. Die zur gesamthaften Regelung der Mobilitätsbedürfnisse der Stadt und des Umlands 
erforderlichen Kompetenzen sind in vielfacher Hinsicht aufgesplittet.  

Einerseits sind sachlich-organisatorisch verschiedene Stellen zuständig. Vielfach historisch gewachsene 
Zuständigkeiten basieren auf der impliziten Annahme, dass der Verkehr als ein unabhängiges Feld neben 
anderen Fachgebieten bearbeitet und gesteuert werden kann und dass innerhalb des Verkehrs 
verschiedene Zuständigkeiten für Infrastruktur und Regulierung sowie für verschiedene Verkehrsträger 
auf verschiedene Verwaltungseinheiten der jeweiligen Kommune (Stadt, Landkreis) aufgeteilt werden 
können. Eine gesamthafte, vom Mobilitätsbedarf her planende und regional für alle Verkehrsträger 
zuständige Stelle fehlt. Tatsächlich muss Mobilität aber als Teilaspekt jeder anderen Planung und 
teilweise sogar als ein übergeordneter vorgeschalteter Aspekt behandelt werden, z.B. bei der baulichen 
Stadtplanung, die sich auch an Mobilitätsfragen ausrichten muss (nach dem bekannten Motto: „Verkehr 
entsteht, wenn etwas verkehrt steht“). 

Andererseits besteht eine räumliche Zersplitterung zwischen der Stadt (…) und dem umliegenden 
Landkreis (…) Obgleich hier bereits bestimmte Kooperationsformen etabliert sind, beschränken diese 
sich bisher auf Koordinierung und Kommunikation. Die Kooperation im Kernbereich „Mobilität“ ist dabei 
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noch ausgeprägter als in den mobilitätsspezifischen Aspekten anderer Fachbereiche, wie z.B. der Raum- 
und Bauplanung. In Anbetracht der Tatsache, dass in der Stadt (…) über 120.000 Pendler aus dem 
Umland arbeiten und die Stadt damit jeden Tag fast ihre gesamte Einwohnerzahl noch ein zweites Mal 
aufnehmen muss, erscheint eine wesentliche stärkere Institutionalisierung, ggf. bis hin zur Übertragung 
von Aufgaben- und/oder Finanzierungsverantwortlichkeit auf eine übergeordnete Einheit geboten. Eine 
datenbasierte Analyse des Mobilitätsbedarfs in der Region muss zu den Aufgaben des „integrativen 
regionalen Mobilitäts-Aufgabenträgers“ gehören. Auch aktuelle internationale Beispiele zeigen, dass 
mehr Mobilität mit weniger Verkehr dann gelingt, wenn die sektoralen Zuständigkeiten überwunden 
werden und alle Fachkompetenzen gebündelt werden, die es zur Erfassung und Befriedigung der 
Mobilitätsbedarfe der Nutzenden braucht.  

Das Aufgabenspektrum der integrativen regionalen Mobilitätsverwaltung darf dabei nicht beschränkt 
sein auf koordinierende, planerische oder kommunikative Bereiche. Für eine wirklich effiziente 
Mobilitätssteuerung, die in der Lage ist, ein ganzheitliches Konzept umzusetzen und die Verkehrswende 
voranzutreiben und dabei ggf. auch bestehende Widerstände zu entkräften und teils gegenläufige 
Interessen miteinander in Einklang zu bringen, ist es erforderlich, dass eine zentrale Stelle auch 
wirkmächtig handeln kann. Erforderlich sind hoheitliche Befugnisse und Finanzmittel, um das 
Mobilitätskonzept nicht nur „für die Schublade“ entwickeln, sondern in der Praxis auch umzusetzen. Die 
integrative regionale Mobilitätsverwaltung muss zudem mit den erforderlichen personellen, finanziellen 
und Verwaltungsressourcen ausgestattet werden, um als Einheit auf fachlich hohem Niveau effizient 
arbeiten zu können. 

Das Teilprojekt teilt sich wiederum auf in drei Phasen:  

1. Analysephase 

2. Konzeptionierungsphase 

3. Umsetzungsphase 

Im Rahmen der Analysephase wird zunächst herausgearbeitet, welche Themenbereich von der 
integrativen regionalen Mobilitätsverwaltung bearbeitet werden müssen. Dieses Aufgabenspektrum 
kann zum Beispiel umfassen: 

 die ÖPNV-Trägerschaft,  

 die Parkraumbewirtschaftung, inklusive bestimmter ordnungsrechtlicher Aufgaben, 

 das Straßen- und Straßenverkehrswesen, inklusive bestimmter ordnungsrechtlicher Aufgaben, 

 Verkehrs- und Nahmobilitätsplanung, 

 weitere Aufgaben des bisherigen Mobilitätsamtes, 

 Teile der Bau- und Raumplanung und -aufsicht, 

 Teile der Bauförderung und -beratung, 

 Teile des Wohnungswesens, 

 Teile der Wirtschaftsförderung,  

 Teile des Immobilienmanagements, 
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 Digitalisierungsaspekte, 

 weitere, noch zu identifizierende Aufgaben. 

Hervorzuheben ist – obwohl das Aufgabenspektrum sich nicht hierauf beschränken darf – die 
Integration mobilitätsrelevanter Planungskompetenzen und Planungswerke, insbesondere z.B. des 
Nahverkehrsplans, der Bauleitplanung etc. Diese soll gebündelt und ergänzt werden zu einem 
„integrierten regionalen Mobilitätsplan“.   

Das Aufgabenspektrum überschneidet sich teilweise mit dem bestehenden Mobilitätsamt. Es geht 
jedoch weit darüber hinaus, sowohl hinsichtlich der sachlichen Kompetenz als auch hinsichtlich der 
gebietskörperschaftsübergreifenden Integration. Der Grundgedanke des Mobilitätsamtes wird zwar 
aufgegriffen und weitergedacht, aber verknüpft mit erweiterten Aspekten, neuen Aufgabenfeldern und 
einer gesteigerten Integration. 

Anschließend wird der bestehende Organisations- und Regelungsrahmen erfasst und analysiert. Anhand 
der einschlägigen gesetzlichen Bestimmungen, Verwaltungsorganisationen, Satzungen etc. wird 
analysiert 

 wie die Kompetenzen sachlich verteilt sind, 

 wie die Kompetenzen örtlich verteilt sind (Stadt/Kreis), 

 auf welche gesetzlichen Grundlagen sich das Verwaltungshandeln stützt, insbesondere 
Ermächtigungsgrundlagen und Zuständigkeitsnormen, 

 ggf. wie und welche weiteren Fragen zu klären sind. 

Dieser bestehende Rahmen wird analytisch aufbereitet. Anschließend wird das Gespräch mit 
betroffenen Akteuren aus den verschiedenen Verwaltungen, aber auch aus der Politik und 
Zivilgesellschaft gesucht. Hierbei sollen die spezifischen Bedürfnisse der beteiligten Akteure 
herausgearbeitet werden, um diese in die weitere Planung einzubeziehen. Dadurch kann einerseits für 
wesentlich pragmatischere Lösungen gesorgt werden. Andererseits können etwaige Widerstände 
frühzeitig identifiziert und berücksichtigt werden. Auch die Bezirke sollen in diesem Schritt adäquat 
eingebunden werden. 

Aufbauend auf den Ergebnissen der Analysephase wird im Rahmen der Konzeptionierungsphase ein 
Organisations- und Regelungskonzept für die integrierte Mobilitätsverwaltung entwickelt. Es wird dabei 
herausgearbeitet, welche verwaltungsinternen und ggf. -externen Umstrukturierungen 
empfehlenswert sein können.  

Die Frage nach der interkommunalen Zusammenarbeit ist in dieser Phase ganz entscheidend. Es muss 
analysiert werden, wie die Interessen und Ressourcen von Stadt und Kreis möglichst „unter einen Hut“ 
gebracht werden können, um größtmögliche Synergien zu entfalten, Herausforderungen möglichst 
effizient zu meistern und gleichzeitig den Anforderungen an eine gerechte Finanzierung und eine 
demokratische Rückbindung zu gewährleisten.  

Eine gewichtige Frage wird auch die Organisationsform sein. Es wird zu entscheiden sein, ob die 
Mobilitätsverwaltung öffentlich-rechtlich (Eigenbetrieb, Zweckverband, interkommunale 
Kooperationsvereinbarung, Arbeitsgemeinschaft), privatrechtlich (GmbH) oder ggf. in Mischformen zu 
etablieren sein wird.  
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Bei allen Entscheidungen müssen der Aufgabenzuschnitt, die Finanzierung, die politischen und 
zivilgesellschaftlichen Bedürfnisse und ggf. auch rechtliche Anforderungen, insb. Kommunalwirtschafts-
, europäisches Beihilfen- und Vergaberecht, berücksichtigt werden. 

Die Konzeptionierung zielt dabei auf die praktische Umsetzbarkeit ab, muss sich im Ergebnis also im 
bestehenden Rechtsrahmen bewegen (de lege lata). Nichtsdestotrotz wird als „Nebenprodukt“ auch 
Handlungsbedarf auf gesetzgeberischer Ebene identifiziert werden können (de lege ferenda). Diese 
Aspekte werden ausgearbeitet und konkret dargestellt, um einen möglichst großen Nutzen auch über 
das Gebiet von Stadt und Landkreis hinaus zu schaffen. Soweit auf kommunaler Ebene Anpassungen 
(Satzungen) erforderlich sind, werden Eckpunkte beschrieben, die für die Umsetzung den inhaltlichen 
und formalen Rahmen konkret beschreiben. 

In der Umsetzungsphase wird das entwickelte Konzept, im Anschluss an eine Rückkoppelung mit den 
beteiligten Akteuren, implementiert. Wie genau diese Umsetzung aussehen wird, hängt vom Konzept 
ab. Denkbar ist die Gründung von Gesellschaften oder Körperschaften, Entwurf und Abschluss von 
Verträgen, Verabschiedung von Satzungen, Umstrukturierung der Verwaltung und weitere Schritte. 

Das Teilprojekt „integrative regionale Mobilitätsverwaltung“ und alle anderen Teilprojekte greifen 
ineinander. Die integrative regionale Mobilitätsverwaltung kann als „Enabler der Mobilitätswende“ 
verstanden werden. Denn sie gibt der Verwaltung und Politik die Instrumente an die Hand, die 
erforderlich sind, um gesamtheitlich die Mobilität neu zu denken, zu planen und auch Veränderungs- 
und Verbesserungswünsche praktisch umzusetzen. 

 

Das Teilprojekt kann alle Förderziele des Förderprogramms erreichen bzw. hat auf die jeweiligen Ziele 
einen positiven Effekt. Die Umsetzung der integrierten Mobilitätsverwaltung kann dazu beitragen, 

 die Attraktivität des ÖPNV zu erhöhen, 

denn dieser wird mithilfe der integrativen regionalen Mobilitätsverwaltung gesamtheitlich gedacht und 
insbesondere mit anderen Mobilitätsformen (Shared Mobility, Mikromobilität, Umweltverbund Fuß-
/Radverkehr, MIV) verknüpft und tiefenintegriert. Der ÖPNV muss dadurch nicht mehr isoliert agieren, 
sondern kann seine spezifischen Stärken ausspielen und von den spezifischen Stärken anderer Modi des 
erweiterten Umweltverbundes (Lückenschluss, letzte Meile) profitieren. Die gesamte Stadt- und 
Umlandmobilität kann in ihrer Ausrichtung auf den erweiterten Umweltverbund umgestellt werden, so 
dass den Bürger:innen echte Alternativen zum MIV zur Verfügung stehen, die einen Umstieg auf 
öffentliche Mobilitätsformen attraktiv erscheinen lassen. Die Bündelung in einer integrativen regionalen 
Mobilitätsverwaltung minimiert dabei Reibungsverluste, die auf der aktuellen Zersplitterung beruhen. 
Die Planungs- und Umsetzungskomplexität einzelner Vorhaben wird durch die Zusammenfassung 
erheblich reduziert. Knowhow und Ressourcen können zentral gebündelt und damit effizienter genutzt 
werden. 

Der gebietskörperschaftübergreifende Ansatz ermöglicht zudem die Mobilisierung von Ressourcen 
durch den Nutznießer grenzüberschreitender Maßnahmen (z.B. der Stadt bei Park and Ride-Plätzen auf 
Gebiet des Landkreises) ohne vorher komplexe Verhandlungen und Sondierungen führen zu müssen. 
Dies führt zu einer bedarfsgerechteren Planung und Umsetzung von Mobilitätsvorhaben. 

Dadurch, dass auch andere Verkehrsmittel des erweiterten Umweltverbundes in die primäre Planung 
und Umsetzung neben dem ÖPNV gleichberechtigt einbezogen werden, können zudem 
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Vertrauensverluste im Zuge der Corona-Krise aufgefangen werden, ohne dass wegen Ansteckung 
besorgte Bürger:innen auf den MIV verwiesen würden. 

 die Nutzung des ÖPNV zu steigern,  

denn mit der Steigerung der Attraktivität geht naturgemäß eine Steigerung der Nachfrage einher. Der 
ganzheitliche Ansatz erlaubt es, mit dem erweiterten Umweltverbund die vielfältigen Use-Cases des 
PKW abzubilden und echte Alternativen ohne PKW in verschiedenen Situationen zu bieten. Durch die 
Ausdehnung des Aufgabenfeldes der Mobilitätsverwaltung kann diese ggf. auch Push-Faktoren 
mobilisieren (PKW-Maut, restriktives Parkraummanagement) und in der erweiterten Mobilitäts-, Raum- 
und Bauleitplanung Privilegierungen für den Umweltverbund von Anfang an mitdenken. Hierdurch wird 
seine relative Attraktivität gegenüber dem MIV gesteigert. 

 die Verlagerung von Verkehren des motorisierten Individualverkehrs auf den ÖPNV zu erreichen,  

denn die Attraktivität des erweiterten Umweltverbundes und öffentlichen Verkehrs, einschließlich des 
ÖPNV, wird relativ zum MIV gesteigert (siehe hierzu bereits die Ausführungen zur Steigerung der 
Nutzung des ÖPNV). 

 und die CO2-Emissionen des ÖPNV und des Verkehrssektors zu verringern, 

denn durch den ganzheitlichen, integrativen Ansatz wird einerseits die Mobilität insgesamt effizienter 
organisiert. Dies erfolgt durch die Schaffung komfortabler Alternativen zum MIV in vielen 
Anwendungsfeldern, die klassischerweise dem PKW vorbehalten sind. Der PKW als ineffizientestes 
Verkehrsmittel von allen, wird dadurch in seiner Bedeutung reduziert. Andererseits wird auch der 
öffentliche Verkehr, einschließlich des ÖPNV effizienter, wenn er ganzheitlich geplant und umgesetzt 
wird, da hierdurch ermöglicht wird, das jeweils für einen Use-Case „passende“ Verkehrsmittel prioritär 
zu behandeln.   

Die integrativen regionalen Mobilitätsverwaltung ist ohne Weiteres tragfähig. Der einzige besondere 
Finanzbedarf besteht während der Projektphase, da nur hier zusätzlicher Aufwand für die Analyse, 
Konzeptionierung, Umsetzung anfällt. Nach der Umsetzung wird die Verwaltung in den „Regelbetrieb“ 
übergehen. Im Regelbetrieb werden zwar laufend Ressourcen benötigt – es ist aber anzunehmen, dass 
der Ressourcenbedarf nicht größer sein wird als im status quo. Eher dürfte mit der Hebung von 
Synergien zu rechnen sein, da Doppelstrukturen in sachlicher und örtlicher Hinsicht reduziert werden 
können und Reibungsverluste bei der Koordinierung verschiedener Gebietskörperschaften und 
innerhalb einzelner Gebietskörperschaften minimiert werden können. 

Das Teilprojekt hat auch Modellcharakter. Die Mobilitätsbedürfnisse sind in räumlich-strukturell 
vergleichbaren Gebieten ähnlich wie in (…) und im Landkreis. Viele Städte stehen vor der 
Herausforderung, immer anspruchsvollere Wünsche ihrer Bürger:innen im Bereich der Mobilität in 
Einklang mit Anforderungen des Umwelt- und Klimaschutzes und der Stadtraumnutzung und -verteilung 
bringen zu müssen. Der klassische ÖPNV in seinen klassischen Organisationsformen kann diesen 
Zielkonflikt nur begrenzt auflösen. Eine integrative regionale Mobilitätsverwaltung kann deshalb in ganz 
Deutschland zur Anwendung kommen und Vorteile mit sich bringen. Die theoretischen Erkenntnisse 
und die praktischen Erfahrungen aus dem vorliegenden Teilprojekt können deshalb – mit Anpassungen 
an die jeweiligen rechtlichen, organisatorischen und politischen Spezifika – auf andere 
Gebietskörperschaften übertragen werden. 
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